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Allgemeiner Teil der 
-Prüfungsordnung (APO) 
für die Bachelor-, Master-, Diplom- und Magisterstudiengänge an der Technischen Univer-
sität Braunschweig 
Der Dekan der Carl-Friedrich-Gauß-Fakultät hat in Eilkompetenz am 26.07.2013, der Fakultätsrat 
der Fakultät für Lebenswissenschaften hat ~am 28.05.2013 sowie deren Dekan in Eilkompetenz 
am 27.06.2013, der Fakultätsrat der Fakultät für Architektur, Bauingenieurwesen und Umweltwis-
senschaften hat am 25.06.2013 sowie deren Dekan in Eilkompetenz am 27.06.2013, der Fakul-
tätsrat der Fakultät für Maschinenbau hat am 12.06.2013 sowie deren Dekan in Eilkompetenz am 
27.06.2013, der Fakultätsrat der Fakultät für Elektrotechnik, Informationstechnik, Physik hat am 
08.07.2013, der Fakultätsrat der Fakultät für Geistes- und Erziehungswissenschaften hat am 
29.5.2013 sowie deren Dekan in Eilkompetenz hat am 27.06.2013 den Allgemeiner Teil der Prü-
fungsordnung (APO) für die Bachelor-, Master-, Diplom- und Magisterstudiengänge an der Tech-
nischen Universität Braunschweig beschlossen: 
§1 
Geltungsbereich 
(1) Diese Prüfungsordnung ist der Allgemeine Teil der Prüfungsordnung für alle Bachelor- und 
Masterstudiengänge der Technischen Universität Braunschweig. 
(2) In gesonderten Ordnungen regeln die einzelnen Fakultäten für die jeweiligen Studiengänge 
die fachspezifischen Bestimmungen und konkretisieren die Bestimmungen des Allgemei-
nen Teils der Prüfungsordnung; insofern haben die Regelungen in der gesonderten Ord-
nung Vorrang gegenüber den Bestimmungen im Allgemeinen Teil. Die gesonderten Ord-
nungen gelten als Besondere Teile dieser Prüfungsordnung und betreffen in erster Linie 
den zu verleihenden Hochschulgrad, 
den Inhalt der UFkunden und der Zeugnisse (einseht eines Diploma Supple-
ment), 
die Gliederung des Studiums und die Regelstudienzeit, 
die Beschreibung der Module (einschl. evtl. Praktika) sowie der ihnen zugeord-
neten Studien- und Prüfungsleistungen (einschl. der Prüfungsinhalte) sowie die 
Angab& der ihnen zugeordneten Leistungspunkte 
die Voraussetzungen für die Zulassung zu den Prüfungen (Studien- und Prü-
fungsleistungen) und zu der Abschlussarbeit 
die Dauer der Abschlussarbeit und 
die Größe und Zusammensetzung des Prüfungsausschusses bei fachübergrei-
fend zusammengesetzten.Prüfungsausschüssen. 
(3) Soweit in Diplom- oder Magisterstudiengängen Regelungen fehlen, ist dieser Allgemeine 
Teil der Prüfungsordnung entsprechend heranzuziehen. 
§2 
Zie•-des Studiums und Zweck der Prüfungen 
(1) Im Rahmen des Bachelorstudiums sollen die Studierenden die grundlegenden fachlichen 
Kenntnisse, Fähigkeiten, Fertigkeiten und Methoden erlernen, die zu einem qualifizierten 
und verantwortlichen Handeln in der Berufspraxis sowie zu wissenschaftlich begründeten 
Handeln im Berufsalltag befähigen und die es ihnen ermöglichen, ein wissenschaftlich wei-
terführendes Studium anzuschließen, das den Regelabschluss eines konsekutiven Stu-
diengangs darstellt. In den Prüfungen wird festgestellt, ob diese Kompetenzen und Fähig-
keiten erworben wurden. 
(2) Im Masterstudium sollen die Studierenden vertiefte und/oder erweiterte gründliche Fach-
kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden erwerben. Durch die Prüfungen wird festgestellt, ob 
der Prüfling die für den Abschluss des Studiums notwendigen gründlichen Fachkenntnisse 
erworben hat, die fachlichen Zusammenhänge überblickt und die Fähigkeit besitzt, wissen-
schaftlich zu arbeiten und wissenschaftliche Erkenntnisse anzuwenden und bestehende 
Erkenntnisgrenzen in Theorie und Anwendung mit neuen methodischen Ansätzen zu erwei-
tern. 
§3 
Modularisierung, Leistungspunkte 
(1) Das Bachelor- oder Masterstudium gliedert sich in thematisch zusammenhängende Module 
(einschließlich der Bachelor- oder Masterarbeit). Module bestehen i. d. R. aus zwei bis fünf 
aufeinander aufbauenden oder aufeinander verweisenden oder inhaltlich zusammenhän-
genden Veranstaltungen (z.B. Einführungs-, Vertiefungs- und Anwendungsveranstaltung), 
die gemeinsam eine bestimmte Kompetenz vermitteln. Den Modulen ist in der Regel eine 
Studien- und/oder eine Prüfungsleistung zugeordnet. Die Prüfungsinhalte beziehen sich auf 
die in den Veranstaltungen des Moduls zu vermittelnden Kenntnisse und Kompetenzen. 
(2) Für erfolgreich absolvierte Studien- und Prüfungsleistungen werden Leistungspunkte nach 
dem ECTS (European Credit Transfer System) vergeben. Die Anzahl der Leistungspunkte 
(LP) ist ein Maß für die mit einem einzelnen Modul verbundene Arbeitsbelastung. Zu Grun-
de gelegt werden die Arbeitsstunden, die durchschnittlich von Studierenden in Bezug auf 
das entsprechende Modul für Anwesenheit, Vor- und Nachbereitung sowie Fertigung der 
Prüfungen aufzuwenden sind. Die Vergabe der Leistungspunkte setzt voraus, dass die 
Studierenden die dem Modul zugeordneten Prüfungen erfolgreich absolviert haben. 
(3) Ein Leistungspunkt entspricht einem zeitlichen Aufwand von 30 Arbeitsstunden. Ausgegan-
gen wird von 1.800 Arbeitsstunden im Jahr bzw. 60 Leistungspunkten in einem Studienjahr, 
d. h. von 30 Leistungspunkten pro Semester. Das Studienangebot ist so zu organisieren, 
dass die Studierenden i. d. R. 30 Leistungspunkte pro Semester erwerben können. 
(4) Soweit in geeigneten Studiengängen ein Teilzeitstudium zugelassen ist, ist das Studienan-
.. gebot so.zuorganisieren, .dass in.der. RegeLdieHälfte der .hl der .Prüfungsordnung vorge-
sehenen Leistungspunkte pro Semester - ausnahmsweise die Hälfte der in der Prüfungs-
ordnung vorgesehenen Leistungspunkte pro Studienjahr - erworben werden kann. 
§4 
Prüfungsausschuss 
( 1) Für die Organisation der Prüfungen und zur Wahrnehmung der durch diese Prüfungsord-
nung zugewiesenen Aufgaben wird jeweils aus Mitgliedern einer Fakultät ein Prüfungsaus-
schuss gebildet, der nach den Vorgaben der Fakultät für einen oder mehrere Studiengänge 
zuständig ist. . Einern Prüfungsausschuss gehören jeweils drei . Mitglieder.der. Professoren-
gruppe und je ein Mitglied der Mitarbeiter- und der Studierendengruppe an, die, wie deren 
ständige Vertretungen, von den jeweiligen Gruppenvertretungen im Fakultätsrat gewählt 
werden. Die Gewählten müssen nicht dem Fakultätsrat entstammen. Die oder der Vorsit-
zende und ihre oder seine Stellvertretung müssen der Hochschullehrergruppe angehören. 
Sofern mehrere Fakultäten für .einen Studiengang verantwortlich sind, können in den Be-
sonderen Teilen der Prüfungsordnung von Satz 1 und 2 abweichende Regelungen getrof-
fen werden. 
(2) Der Prüfungsausschuss stellt die Durchführung der Prüfungen sicher und sorgt dafür, dass 
für die einem Studiengang zugeordneten (Teil-)Prüfungen mindestens zweimal pro Jahr, in 
der Regel einmal pro Semester, Prüfungstermine festgelegt und Prüfungen durchgeführt 
werden. Satz 1 gilt nicht für Prüfungen, die zwingend im Zusammenhang mit einer Lehrver-
anstaltung zu absolvieren sind; entsprechende Lehrangebote sollen mindestens einmal pro 
Jahr vorgehalten werden. Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen 
des Niedersächsischen Hochschulgesetzes (NHG) und dieser Prüfungsordnung mit dem 
jeweils dazugehörenden Besonderen Teil eingehalten werden. Er berichtet der Fakultät 
über die Entwicklung der Prüfungs- und Studienzeiten sowie über die Notenverteilung. Der 
Prüfungsausschuss oder die von ihm beauftragte Stelle führt die Prüfungsakte. 
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(3) Der Prüfungsausschuss fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen; Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag. Das studentische Mitglied hat 
bei der Bewertung und Anrechnung von Prüfungs- und Studienleistungen nur beratende 
Stimme. Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit seiner Mitglieder, 
darunter die oder der Vorsitzende oder die oder der stellvertretende Vorsitzende und ein 
weiteres Mitglied der Hochschullehrergruppe anwesend ist. 
(4) Die Amtszeit der Mitglieder des Prüfungsausschusses beträgt zwei Jahre, die des studenti-
schen Mitgliedes ein Jahr. 
(5) Der Prüfungsausschuss kann sich eine Geschäftsordnung geben. Hat er sich keine Ge-
schäftsordnung gegeben, gilt ersatzweise die Geschäftsordnung des Senats. Der Prü-
fungsausschuss tagt jedoch in nicht-öffentlicher Sitzung. Über die Sitzungen des Prüfungs-
ausschusses wird eine Niederschrift geführt, in der die wesentlichen Gegenstände der Erör-
terung und die Beschlüsse des Prüfungsausschusses festzuhalten sind. 
(6) Der Prüfungsausschuss kann Befugnisse widerruflich auf den Vorsitz und den stellvertre-
tenden Vorsitz übertragen. Die oder der Vorsitzende bereitet die Beschlüsse des Prüfungs-
ausschusses vor und führt sie aus. Sie oder er berichtet dem Prüfungsausschuss über die-
se Tätigkeit. Entscheidungen und Bescheide werden von der oder dem Vorsitzenden im 
Namen des Prüfungsausschusses unterschrieben. Hat sich der Prüfungsausschuss keine 
Geschäftsordnung gegeben, entscheidet der Prüfungsausschuss in eiligen Fällen im Um-
laufverfahren. Satz 1 bleibt unberührt. 
(7) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei Prüfungen, einschließlich 
bei Beratung der Note, anwesend zu sein. 
(8) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. Der Prüfungsausschuss kann 
jedoch Beraterinnen und Berater hinzuziehen und Betroffene anhören. Die Mitglieder des 
Prüfungsausschusses und deren Vertretungen unterliegen der Amtsverschwiegenheit. So-
fern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsit-
zenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten. Diese Verschwiegenheitsverpflichtung ist ak-
tenkundig zu machen. 
(9) Die Zuständigkeiten des Studiendekans gern.§ 45 Abs. 3 NHG bleiben unberührt. 
§5 
Prüfende und Beisitzerinnen und Beisitzer 
(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und bei mündlichen Prüfungen auch die 
Beisitzerinnen und Beisitzer. Die Bestellung der Beisitzerinnen und Beisitzer kann der Prü-
fungsausschuss auf die Prüfenden delegieren. Zur Abnahme von Prüfungen werden Mit-
glieder und Angehörige dieser Hochschule oder einer anderen Hochschule bestellt, die in 
dem betreffenden Prüfungsfach oder in einem Teilgebiet des Prüfungsfaches zur selbstän-
digen Lehre berechtigt sind. Lehrkräfte für besondere Aufgaben sowie in der beruflichen 
Praxis oder in der Lehre erfahrene Personen können in geeigneten Prüfungsgebieten zur 
Abnahme von Prüfungen bestellt werden. Zu Prüfenden sowie Beisitzerinnen und Beisit-
zern dürfen nur Personen bestellt werden, die selbst mindestens die durch die Prüfung 
festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzen. 
(2) Studierende können für die Abnahme von Prüfungen Prüfende vorschlagen. Der Vorschlag 
begründet keinen Anspruch. Ihm soll aber entsprochen werden, soweit ihm nicht wichtige 
Gründe, insbesondere eine unzumutbare Belastung der Prüfenden, entgegenstehen. 
Abweichungen und Konkretisierungen zur Ausübung des Vorschlagsrechts sind nach Maß-
gabe der Besonderen Teile der Prüfungsordnungen möglich. 
(3) Der Prüfungsausschuss stellt sicher, dass den Studierenden die Namen der Prüfenden 
rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vor dem Termin der jeweiligen Prüfung, bekannt ge-
geben werden. 
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(4) Soweit studienbegleitende Prüfungen zu erbringen sind, die sich auf den Inhalt eines Mo-
duls beziehen bzw. die im Rahmen eines Moduls zu erbringen sind, gilt die oder der für das 
Modul - bzw. die zugehörenden Lehrveranstaltungen - Verantwortliche als bestellte Prüfe-
rin oder als bestellter Prüfer. 
(5) Die Prüfenden und die Beisitzerinnen und Beisitzer unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 
Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vor-
sitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
§6 
Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
(1) Studienzeiten, Studienleistungen einschließlich berufspraktischer Tätigkeiten und Prüfungs-
leistungen, die in dem gleichen Bachelor- oder Masterstudiengang an einer Universität oder 
gleichgestellten Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, werden 
ohne Gleichwertigkeitsfeststellung anerkannt. Im Übrigen erfolgt keine Anrechnung, soweit 
die Ungleichwertigkeit festgestellt wird. Die Ungleichwertigkeit ist festzustellen, wenn Studi-
enzeiten, Studienleistungen einschließlich berufspraktischer Tätigkeiten und Prüfungsleis-
tungen hinsichtlich der vermittelten Kenntnisse, Fertigkeiten und Kompetenzen den Anfor-
derungen des Studienganges, für den die Anrechnung beantragt wird, im Wesentlichen 
nicht entsprechen. Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrach-
tung und Gesamtbewertung im Hinblick auf die Bedeutung der Leistungen für den Zweck 
der Prüfungen nach§ 2 vorzunehmen. Studien- und Prüfungsleistungen, die an einer 
Hochschule eines Vertragsstaates des Übereinkommens über die Anerkennung von Quali-
fikationen im Hochschulbereich in der europäischen Region von 11. April 1997 (BGBI. 2007 
II S. 712) erbracht wurden, werden anerkannt, wenn keine wesentlichen Unterschiede zu 
den an der Hochschule zu erbringenden entsprechenden Studien- und Prüfungsleistungen 
bestehen. Für die Feststellung der Gleichwertigkeit eines ausländischen Studienganges 
sind die von der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten 
Äquivalenzvereinbarungen oder andere zwischenstaatliche Vereinbarungen maßgebend. 
Soweit Vereinbarungen nicht vorliegen oder eine weitergehende Anrechnung beantragt 
wird, entscheidet der Prüfungsausschuss über die Gleichwertigkeit. Zur Aufklärung der 
Sach- und Rechtslage kann eine Stellungnahme der Zentralstelle für ausländisches Bil-
dungswesen eingeholt werden. Abweichende Anrechnungsbestimmungen auf Grund von 
Vereinbarungen mit ausländischen Hochschulen bleiben unberührt. Beruflich erworbene 
Kompetenzen, die den im Studiengang zu erwerbenden entsprechen, werden nach Maß-
gabe der Gleichwertigkeit auf Antrag vom Prüfungsausschuss anerkannt. Nichtanerken-
nungen müssen begründet werden. Die Beweislast für alle Nichtanerkennungen liegt bei 
der Hochschule. 
(2) Die Anerkennung einer Abschluss- oder sonstigen Prüfungsleistung als Bachelor- oder 
Masterarbeit ist nicht zulässig. Abweichende Anrechnungsbestimmungen auf Grund von 
Vereinbarungen mit ausländischen Hochschulen bleiben unberührt. In einem konsekutiven 
Masterstudiengang können Studien- und Prüfungsleistungen nicht anerkannt werden, die 
notwendig waren, um den vorangegangenen Bachelorstudiengang abzuschließen; Zusatz-
prüfungen in Form von Studien- und Prüfungsleistungen gern.§ 19 können auf Antrag unter 
den Voraussetzungen von Absatz 1 S. 2 und 3 bis zu einem Umfang von max. 35 LP aner-
kannt werden. 
(3) Für Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien 
gelten Absätze 1 und 2 entsprechend. 
(4) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, werden die Noten - soweit die No-
tensysteme vergleichbar sind - und die Leistungspunkte übernommen und in die Berech-
nung der Gesamtnote einbezogen. Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk 
„bestanden" aufgenommen. Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Zeugnis ist zulässig. 
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(5) Bei Vorliegen der Voraussetzungen nach den Absätzen 1 und 3 besteht ein Rechtsan-
spruch auf Anrechnung. Über die Anrechnung entscheidet auf Antrag der oder des Studie-
renden der Prüfungsausschuss. 
§7 
Meldung und Zulassung zu Prüfungen 
(1) Zu den einzelnen Prüfungen sowie zur Bachelor- oder Masterarbeit wird zugelassen, wer 
1. in dem Semester, in dem sie oder er sich zur Prüfung meldet, in dem entsprechen-
den Studiengang bzw. - sofern entsprechende Kapazität vorhanden ist - in einem 
anderen Studiengang an der Technischen Universität Braunschweig eingeschrie-
ben ist, 
2. die Zulassungsvoraussetzungen erfüllt, die in den Besonderen Teilen der Prüfungs-
ordnung geregelt sind und 
3. bei schriftlichen Arbeiten, die keine Klausuren sind, die Erklärung zur Plagiatskon-
trolle nach Anlage 4 vorlegt. Die Erklärung zur Plagiatskontrolle ist nur einmalig ab-
zugeben und gilt für alle Studien- und Prüfungsleistungen. 
(2) Soweit in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung keine anderen Regelungen enthal'-
ten sind, gilt für die Meldung und Zulassung folgendes Verfahren: 
1. Die Zulassung zu den einzelnen Prüfungen ist durch schriftliche oder elektronische 
Anmeldung beim Prüfungsausschuss oder den von ihm beauftragten Stellen inner-
halb der vorgegebenen Frist zu beantragen. Falls bereits in dem gleichen Studien-
gang an einer Universität oder gleichgestellten Hochschule Prüfungen nicht bestan-
den wurden, der entsprechende Prüfungsanspruch erloschen ist oder das Prü-
fungsverfahren nicht ordnungsgemäß abgeschlossen wurde, ist dieses bei der Mel-
dung zur ersten Prüfung dem Prüfungsausschuss mitzuteilen. 
2. Zu einer Prüfung gilt als zugelassen, wer sich zu dieser Prüfung unter Beifügung 
der ggf. vorgeschriebenen Nachweise innerhalb der gesetzten Frist angemeldet hat. 
Eine Mitteilung ergeht nur, wenn die Zulassung zu versagen ist. 
3. Fristen, die für die Anmeldung zu den Prüfungen gesetzt sind, können beim Vorlie-
gen triftiger Gründe vom Prüfungsausschuss verlängert oder rückwirkend verlän-
gert werden, insbesondere wenn es unbillig wäre, die durch den Fristablauf einge-
tretene Rechtsfolge bestehen zu lassen. 
4. Der Prüfungsausschuss oder die von ihm beauftragte Stelle stellt die Zulassung 
bzw. Nichtzulassung zur Prüfung fest. Der Prüfungsausschuss regelt, in welcher 
Form und an welchen Stellen die Bekanntgabe der Prüfungstermine und Anmelde-
zeiträume sowie die Mitteilung über die Versagung einer Zulassung und die Be-
kanntgabe der Prüfungsergebnisse erfolgt. 
(3) Die Zulassung zur Prüfung ist zu versagen, wenn: 
a. die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht erfüllt sind, 
b. die Unterlagen unvollständig sind oder 
c. in dem gleichen Studiengang in der Bundesrepublik Deutschland die Bachelor- oder 
Masterprüfung endgültig nicht bestanden oder das Prüfungsverfahren nicht ord-
nungsgemäß abgeschlossen wurde oder ein Prüfungsanspruch nicht mehr besteht. 
Im Fall des Buchstaben c. hat der Prüfungsausschuss das endgültige Scheitern in dem be-
treffenden Studiengang festzustellen und gern. § 19 Abs. 6 S. 2 Nr. 2 b NHG die Exmatri-
kulation zu veranlassen. 
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§8 
Beratungsgespräche, Mentorensystem 
(1) In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung kann vorgesehen werden, dass Studieren-
de an einem oder mehreren obligatorischen Beratungsgesprächen teilzunehmen haben. 
Den Studierenden können auch einzelne Mentorinnen und Mentoren zugeordnet werden. 
(2) Studierende, die nach dem zweiten Semester nicht mindestens 30 Leistungspunkte erwor-
ben haben, sind verpflichtet, an einem Beratungsgespräch teilzunehmen. Eine Zulassung 
zu weiteren Studien- und Prüfungsleistungen setzt den Nachweis der Teilnahme an dem 
Beratungsgespräch voraus. In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung können ergän-
zende bzw. abweichende Regelungen vorgesehen werden. 
§9 
Aufbau der Prüfungen, Arten der Studien- und Prüfungsleistungen 
(1) Die Bachelor- oder Masterprüfung besteht jeweils aus den Prüfungen (Studien- und Prü-
fungsleistungen) und der Abschlussarbeit. Prüfungen setzen sich aus einer oder mehreren 
Studien- oder Prüfungsleistungen in einem Prüfungsfach oder einem fächerübergreifenden 
Prüfungsgebiet zusammen. Die Prüfungen finden studienbegleitend statt. Soweit die Auf-
gabenstellung dies erfordert, werden die Studierenden während der Bearbeitungszeit be-
treut. Prüfungen können u. a. durch folgende Arten von Studien- oder Prüfungsleistungen 
abgelegt werden: 
1. Klausur (Absatz 3), incl. Aufgabenstellungen im Antwort-Wahl-Verfahren, 
2. mündliche Prüfung (Absatz 4), 
3. Hausarbeit (Absatz 5), 
4. Entwurf (Absatz 6), 
5. Referat (Absatz 7) 
6. Erstellung und Dokumentation von Rechnerprogrammen (Absatz 8), 
7. experimentelle Arbeit (Absatz 9). 
8. Portfolio (Absatz 10) 
In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung können weitere Arten von Prüfungen vor-
gesehen werden, soweit die unterschiedlichen Fachkulturen dieses erfordern, insbesondere 
um in adäquater Form den Erwerb der den einzelnen Modulen zugeordneten Kompetenzen 
und Fertigkeiten überprüfen zu können. Studienleistungen sind im Gegensatz zu Prüfungs-
leistungen uneingeschränkt wiederholbar und gehen nicht in die Berechnung der Note ein. 
(2) In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung sind die den einzelnen Modulen zugeord-
neten Prüfungen sowie deren Art und Umfang sowie die Prüfungsinhalte und Prüfungsge-
genstände aufgeführt. Sofern darin vorgesehen ist, dass nach Wahl der Prüferin oder des 
Prüfers unterschiedliche Prüfungs- und/oder Studienleistungen zu erbringen sind, ist den 
Studierenden spätestens zu Beginn des Semesters Art und Umfang der Prüfungs- bzw. 
Studienleistungen mitzuteilen. Geeignete Arten von Prüfungen können in Form einer Grup-
penarbeit zugelassen werden. Der zu bewertende Beitrag des einzelnen Prüflings muss die 
an die Prüfungs- bzw. Studienleistung zu stellenden Anforderungen erfüllen sowie als indi-
viduelle Leistung auf Grund der Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objek-
tiven Kriterien deutlich abgrenzbar und für sich bewertbar sein. 
(3) In einer Klausur soll der Prüfling nachweisen, dass er in begrenzter Zeit, mit begrenzten 
Hilfsmitteln und unter Aufsicht mit den geläufigen Methoden des Faches ein Problem er-
kennen und Wege zu einer Lösung finden kann. Näheres, insbesondere zur Bearbeitungs-
zeit, ist in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung geregelt. Antwort-Wahl-Verfahren 
müssen die in der Anlage 5 genannten Anforderungen erfüllen. 
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(4) Die mündliche Prüfung findet- nach Vorgabe der Fächer bzw. der Prüfenden - i. d. R. vor 
zwei Prüfenden (Kollegialprüfung) oder einer oder einem Prüfenden und einer sachkundi-
gen Beisitzerin oder einem sachkundigen Beisitzer als Einzelprüfung oder als Gruppenprü-
fung für bis zu fünf Studierende gleichzeitig statt. Die Beisitzerin oder der Beisitzer ist vor 
der Notenfestsetzung zu hören. Die wesentlichen Gegenstände der Prüfung, die Bewertung 
und die tragenden Erwägungen der Bewertungsentscheidung sind in einem Protokoll fest-
zuhalten. Es ist von den Prüfenden oder der oder dem Prüfenden und der Beisitzerin oder 
dem Beisitzer zu unterschreiben. Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. Mit Zustimmung des 
Prüfungsausschusses können mündliche Prüfungen in besonderen Ausnahmefällen auch 
durch Videokonferenzen abgenommen werden, wenn sichergestellt ist, dass die Prüfungs-
bzw. Studienleistung ordnungsgemäß erbracht wird. Die letzte Wiederholungsprüfung, de-
ren Nichtbestehen das endgültige Scheitern und damit die Beendigung des Studiums zur 
Folge hätte, wird abweichend von Satz 1 stets von zwei Prüfenden abgenommen 
(5) Eine Hausarbeit ist eine selbständige schriftliche Bearbeitung einer fachspezifischen oder 
fächerübergreifenden Aufgabenstellung. Im Einzelfall kann auf begründeten Antrag des 
Prüflings die Bearbeitungszeit ausnahmsweise um bis zu einem Viertel der Zeit verlängert 
werden. In geeigneten Fällen können die erarbeiteten Lösungen in einer für die berufliche 
Tätigkeit typischen Weise mündlich erläutert werden. Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 
(6) Ein Entwurf umfasst die Bearbeitung einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden 
Aufgabenstellung in konzeptioneller und konstruktiver Hinsicht unter besonderer Berück-
sichtigung planerischer Aspekte. Absatz 5 Sätze 2 bis 4 gilt entsprechend. Der architektoni-
sche Entwurf beinhaltet auch das Erfassen und die analytische Klärung einer fachspezifi-
schen oder fächerübergreifenden Aufgabe der Architektur ebenso wie die darauf aufbauen-
de Oar'Stellung einer adäquaten Lösung. Zur Entwurfsaufgabe kann gehören, die Ergebnis-
se der Arbeit in einer Präsentation darzustellen und in einer Diskussion zu begründen. Nä-
heres, insbesondere hinsichtlich Art, Umfang, Bearbeitungszeit des architektonischen Ent-
wurfes ist im entsprechenden Besonderen Teil der Prüfungsordnung geregelt. 
(7) Ein Referat umfasst: 
1. eine eigenständige - i. d. R. schriftliche - Auseinandersetzung mit einem Problem 
unter Einbeziehung und Auswertung einschlägiger Literatur, 
2. die Darstellung und die Vermittlung der Ergebnisse im mündlichen Vortrag sowie in 
einer anschließenden Diskussion. Absatz 5 Sätze 2 bis 4 gilt entsprechend. 
(8) Die Erstellung und Dokumentation von Rechnerprogrammen umfasst in der Regel 
1. die Beschreibung der Aufgabe und ihrer Abgrenzung, 
2. die Erarbeitung theoretischer Voraussetzungen für die Bearbeitung der Aufgabe, 
insbesondere die Auswahl der geeigneten Methoden unter Einbeziehung und Aus-
wertung einschlägiger Literatur, 
3. die Formulierung der verwendeten Algorithmen in einer geeigneten Programmier-
sprache, 
4. das Testen des Programms mit mehreren exemplarischen Datensätzen und das 
Überprüfen der Ergebnisse auf ihre Richtigkeit, 
5. die Programmdokumentation insbesondere mit Angabe der verwendeten Methoden, 
des Ablaufplans, des Programmprotokolls (Quellenprogramm) und des Ergebnis-
protokolls. Absatz 5 Sätze 2 bis 4 gilt entsprechend. 
(9) Eine experimentelle Arbeit umfasst die theoretische Vorbereitung, den Aufbau und die 
Durchführung eines Experiments sowie die schriftliche Darstellung der Arbeitsschritte, des 
Versuchsablaufs und der Ergebnisse des Experiments und deren kritische Würdigung. Ab-
satz 5 Sätze 2 bis 4 gilt entsprechend. 
(10) Das Portfolio umfasst 
1. ein vom Studierenden eigenständig zusammengestelltes Modul-Portfolio (Leistungsmap-
pe), in welchem er, entweder in papierbasierter oder elektronischer Form, die im Modul er-
zielten Ergebnisse und Kompetenzen darstellt und reflektiert; 
sowie ggf. 
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2. eine Diskussion dieses Portfolios mit einem Prüfenden und einem fachkundigen Beisitzer 
als Einzelprüfung oder Gruppenprüfung mit bis zu fünf Studierenden gleichzeitig. Absatz 4 
Sätze 2 bis 7 gelten entsprechend. 
(11) Als schriftliche Leistung darf nur eine Originalarbeit vorgelegt werden, d. h. eine selbst ver-
fasste Arbeit, die noch nicht in einer anderen Prüfung vorgelegen hat. Zusammen mit der 
schriftlichen Leistung hat die oder der Studierende eine schriftliche Versicherung darüber 
einzureichen, dass die schriftliche Leistung (bei einer Gruppenarbeit der entsprechend ge-
kennzeichnete Anteil) selbstständig verfasst, noch nicht im Rahmen anderer Prüfungen 
vorgelegt wurde und keine anderen als die genehmigten oder angegebenen Quellen und 
Hilfsmittel benutzt wurden. Die schriftliche Leistung ist in deutscher Sprache oder in Ab-
sprache mit der Prüferin oder dem Prüfer in Englisch oder einer anderen Sprache abzufas-
sen. Die Aufgabe für die Prüfung wird von den Prüfenden festgelegt. Können sich diese 
nicht einigen, legt der Prüfungsausschuss die Aufgabe fest. Dem Prüfling kann Gelegenheit 
gegeben werden, für die Aufgabe Vorschläge zu machen. Die Prüferin oder der Prüfer hat 
die Bewertung schriftlicher Arbeiten (einschließllch der Abschlussarbeiten) schriftlich unter 
Hinweis auf die für das Ergebnis ausschlaggebenden Gesichtspunkte zu begründen. 
(12) Der Prüfungsausschuss legt zu Beginn eines jeden Semesters die Zeitpunkte für die Ab-
nahme der mündlichen Prüfungen und Klausuren sowie die Aus- und Abgabezeitpunkte für 
die übrigen termingebundenen Prüfungen fest. Der Prüfungsausschuss informiert die Stu-
dierenden rechtzeitig über Art und Anzahl der zu erbringenden Leistungen und über die 
Termine, zu denen sie zu erbringen sind. Er kann Aufgaben nach Satz 1 und 2 auf die Prü-
fenden übertragen. 
(13) Macht der Prüfling durch einen geeigneten Nachweis gegenüber dem Prüfungsausschuss 
glaubhaft, dass er wegen Krankheit oder Behinderung nicht in der Lage ist, die Prüfung 
ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, kann der Prüfungsausschuss die 
Erbringung gleichwertiger Studien- und/oder Prüfungsleistungen in einer bedarfsgerechten 
Form, ggf. auch innerhalb einer entsprechend verlängerten Bearbeitungszeit, gestatten. 
Dauerleiden können jedoch nur insoweit ausgeglichen werden, als dass diese die Fähigkeit 
zur Darstellung des Wissens in der Prüfung betreffen. Dauerleiden, welche sich gerade auf 
die durch die Prüfung zu ermittelnde Leistungsfähigkeit beziehen, werden grundsätzlich 
nicht ausgeglichen. Letzteres gilt nicht, wenn dem Prüfling nur solche Hilfsmittel zur Verfü-
gung gestellt werden, die ihm später auch in seiner beruflichen Praxis zur Verfügung ste-
hen würden. Überkompensationen sind zu vermeiden. 
Ein Nachteilsausgleich nach Satz 1 kann insbesondere in folgender Form gewährt werden: 
Verlängerung des Gesamtprüfungszeitraums, Verlängerung der Bearbeitungszeit (z. B. bei 
Klausuren, Haus- und Abschlussarbeiten), Unterbrechung durch individuelle Erholungspau-
sen (z.B. bei Klausuren), Splitten einer Prüfung in Teilleistungen, Mitbestimmungsmöglich-
keit bei der Festlegung von Prüfungsterminen, Ersatz von schriftlichen durch mündliche 
Leistungen oder praktische durch theoretische Leistungen und jeweils umgekehrt, Befrei-
ung von evtl. gegebener Anwesenheitspflicht (durch kompensatorische Leistung), Zulas-
sung von notwendigen Hilfsmitteln und Assistenzleistungen (z. B. Gebärdensprachdolmet-
scher) sowie zur Verfügung stellen von adaptierten (Prüfungs-) Unterlagen (z. B. Groß-
schrift). 
Für Studierende, die sich in einer besonderen sozialen Situation (z. B. Schwangerschaft, 
Erziehung von Kindern und Pflege von Angehörigen) befinden, gelten die Sätze 1 und 2 
entsprechend. Mutterschutzfristen sowie die Inanspruchnahme von Elternzeit sind zu be-
rücksichtigen. 
(14) Studierenden, die sich in einer besonderen sozialen Situation (z.B. Schwangerschaft, Er-
ziehung von Kindern oder Pflege von Angehörigen) befinden, kann auf Antrag an den Prü-
fungsausschuss eine Abweichung von dem zeitlich festgelegten Ablauf der Bachelor- oder 
Masterprüfung gewährt werden. Mutterschutzfristen sowie die Inanspruchnahme von El-
ternzeit sind zu berücksichtigen. 
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§ 10 
Öffentlichkeit von mündlichen Prüfungen 
Studierende, die sich demnächst der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglie-
der der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend machen, sind als Zuhörerin-
nen oder Zuhörer bei mündlichen Prüfungen(§ 9 Abs. 4) zuzulassen. Auf Antrag der oder des 
Kandidaten kann auch die Gleichstellungsbeauftragte an den Prüfungen als Zuhörerin teilneh-
men. Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an 
den Prüfling. Auf Antrag eines Prüflings sind die Zuhörerinnen und Zuhörer nach Satz 1 auszu-
schließen. Anträge nach Sätzen 2 und 4 sind an den oder die Prüfenden zu richten. 
§ 11 
Rücktritt, Versäumnis, Täuschung, Ordnungsverstoß 
(1) Sofern in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnungen keine abweichenden Regelungen 
getroffen werden, können Studierende ihre Meldung zur Prüfung ohne Angabe von Grün-
den bis eine Woche vor Ausgabe des Themas bzw. der Aufgabenstellung - abweichend 
davon bei Klausuren bis zum letzten Werktag vor dem Tag der Ausgabe des Themas bzw. 
der Aufgabenstellung 12.00 Uhr - zurücknehmen. Die Rücknahme ist der Stelle gegenüber 
schriftlich zu erklären, die für die Anmeldung zuständig war. 
(2) Eine Prüfung gilt als mit „nicht ausreichend" (5,0) bewertet, wenn der Prüfling ohne triftige 
Gründe 
1. zu einem Prüfungstermin nicht erscheint, 
2. nach Beginn der Prüfung bzw. nach dem für eine Rücknahme zulässigen Zeitraum 
von der Prüfung zurücktritt, 
3. eine Prüfung gemäß § 9 oder die Abschlussarbeit nicht innerhalb der vorgeschrie-
benen Bearbeitungszeit erbringt oder 
4. eine zur Anmeldung oder zur Ablegung für die Wiederholung von Abschlussarbeiten 
vorgesehene Frist nicht einhält. 
Satz 1 gilt auch, wenn dies das endgültige Nichtbestehen zur Folge hat. 
(3) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem Prü-
fungsausschuss oder den von ihm beauftragten Stellen unverzüglich schriftlich angezeigt 
und glaubhaft gemacht werden; andernfalls gilt die betreffende Prüfung als mit „nicht aus-
reichend" (5,0) bewertet. Eine Exmatrikulation und eine Beurlaubung als solche sind keine 
triftigen Gründe. Bei Krankheit ist ein ärztliches Attest - oder im Einzelfall, insbesondere bei 
wiederholter Krankmeldung auf Verlangen des Prüfungsausschusses ein amtsärztliches At-
test - vorzulegen. Der Krankheit der oder des Studierenden steht die Krankheit eines von 
ihr oder ihm überwi·egend allein zu versorgenden Kindes gteich. mes gilt ebenfalls im Falte 
der Krankheit einer oder eines nach ärztlichen Zeugnis pflegebedürftigen nahen Angehöri-
gen der oder des Studierenden, wenn die oder der Studierende amtlich, d. h. durch eine of-
fizielle Stelle nachweist, dass sie oder er mit der Pflege des nahen Angehörigen betraut ist. 
Werden die Gründe anerkannt, so wird ein neuer Termin, in der Regel der nächste reguläre 
Prüfungstermin, anberaumt. Konnte bei einer Prüfung der Abgabetermin aus triftigen Grün-
den nicht eingehalten werden, so kann der Abgabetermin hinausgeschoben werden. We-
gen nachgewiesener Erkrankung kann der Abgabetermin - sofern in den Besonderen Tei-
len der Prüfungsordnung keine kürzeren Fristen bestimmt werden - in der Regel um bis zu 
6 Wochen verschoben werden. Danach ist bei längerer Krankheit i. d. R. ein neues Thema 
zu stellen-. 
(4) Versucht der Prüfling, das Ergebnis seiner Studien- oder Prüfungsleistung durch Täu-
schung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt die betreffende 
Studien- oder Prüfungsleistung als mit „nicht bestanden" bzw. „nicht ausreichend" bewertet. 
In besonders schweren Fällen - insbesondere bei Plagiaten und bei Wiederholungsfällen -
kann der Prüfungsausschuss zusätzlich das endgültige Nichtbestehen der Prüfungs- oder 
der Studienleistung und damit das Scheitern in dem Studiengang feststellen. Ein Prüfling, 
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der den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von der oder dem jeweils Prü-
fenden oder Aufsichtsführenden von der Fortsetzung der Prüfung ausgeschlossen werden; 
in diesem Fall gilt die betreffende Prüfung als mit „nicht ausreichend" bzw. „nicht bestan-
den" bewertet. Der Prüfling kann innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Bekanntgabe 
der Entscheidungen nach Satz 1 bis 3 verlangen, dass die Entscheidung durch den Prü-
fungsausschuss überprüft wird. Der Prüfling, der nach S. 1 einer Täuschung verdächtig ist, 
darf bis zur Entscheidung des Prüfungsausschusses die Prüfung fortsetzen. Das Täu-
schungsmittel kann bis zum Abschluss des Verfahrens konfisziert werden. Das Täu-
schungsmittel wird spätestens mit Bestandskraft der Entscheidung zurückgegeben. 
§ 12 
Bewertung der Studien- oder Prüfungsleistung und Bildung der Einzel- und Modulnoten 
(1) Die einzelne Studien- oder Prüfungsleistung wird von der oder dem jeweils Prüfenden oder, 
wenn die Prüfungsleistung von zwei Prüfenden zu bewerten ist, von beiden Prüfenden be-
notet. Die Ergebnisse der schriftlichen Prüfungen sind in der Regel spätestens vier Wochen 
nach Abgabe der jeweiligen Prüfung bekannt zu geben. 
(2) Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
1 = sehr gut = eine besonders hervorragende Leistung, 
2 = gut = eine erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen 
liegende Leistung, 
3 = befriedigend = eine Leistung, die in jeder Hinsicht durchschnittlichen Anfor-
derungen entspricht, 
4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den Mindestanforde-
rungen entspricht, 
5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforde-
rungen nicht genügt. 
Die Notenziffern können zur differenzierten Bewertung um 0,3 erhöht oder erniedrigt wer-
den und sind in dieser Form zur Berechnung der Gesamtnote heranzuziehen. Die Noten 
0,7; 4,3; 4,7; 5,3 sind dabei ausgeschlossen. Studienleistungen können nach Satz 1 beno-
tet oder mit bestanden/nicht bestanden bewertet werden. Bei der Berechnung der Gesamt-
note werden die Noten für Studienleistungen nicht berücksichtigt. Bei der Notenbildung für 
Prüfungen, die von mehr als einem Prüfer bewertet werden, kann die Endnote auch gerin-
gere Abstufungen als 0,3 aufweisen (siehe Absatz 3 Satz 4). 
Bei der Bekanntgabe mittels Aushangs muss der Prüfling wissen, ab wann, wie lange und 
wo der Aushang erfolgt. Die Mindestaushangdauer beträgt einen Monat. Bei einem endgül-
tigen Nichtbestehen hat eine schriftliche Bekanntgabe mit Rechtsbehelfsbelehrung zu er-
folgen. 
(3) Ein Modul wird in der Regel mit einer Studien- und/oder einer Prüfungsleistung abge-
schlossen. Eine Prüfung ist bestanden, wenn sie mit mindestens „ausreichend" bzw. „be-
standen" bewertet wurde. Wird eine Prüfung von zwei Prüfenden bewertet, ist sie bestan-
den, wenn beide die Leistung mit mindestens „ausreichend" oder „bestanden" bewerten. 
Die Note einer bestandenen Prüfung errechnet sich aus dem Durchschnitt der von den Prü-
fenden festgesetzten Einzelnoten. Die Begründung der Bewertungsentscheidung mit den 
sie tragenden Erwägungen ist, soweit sie nicht zugleich mit der Bewertung erfolgt, auf An-
trag der oder des Studierenden schriftlich mitzuteilen. Die Begründung ist mit der Prüfungs-
arbeit zu der Prüfungsakte zu nehmen. 
(4) Bei der Bildung der Note gemäß Absatz 3 Satz 4 wird nur die erste Dezimalstelle hinter 
dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. Die 
Note lautet: 
bei einem Durchschnitt bis einschl. 1,5 „sehr gut", 
bei einem Durchschnitt von 1,6 bis einschl. 2,5 „gut", 
bei einem Durchschnitt von 2,6 bis einschl. 3,5 „befriedigend", 
bei einem Durchschnitt von 3,6 bis einschl. 4,0 „ausreichend", 
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bei einem Durchschnitt ab 4, 1 "nicht ausreichend". 
(5) Hat ein Prüfling an einer Prüfung teilgenommen, obwohl ihm keine Wiederholungsmöglich-
keit mehr zustand, so wird das Ergebnis der Prüfung nicht gewertet. Entsprechendes gilt in 
der Regel auch, wenn ein Prüfling an einer Prüfung teilgenommen hat, obwohl er nicht zu-
gelassen war. 
(6) Eine Prüfung ist bestanden, wenn sie mit mindestens „ausreichend" bzw. „bestanden" be-
wertet wurde. Besteht die Prüfung ausnahmsweise aus mehreren Prüfungs- und/oder Stu-
dienleistungen, ist die Prüfung bestanden, wenn jede Prüfungs- bzw. Studienleistung mit 
mindestens „ausreichend" bzw. „bestanden" bewertet wurde, es sei denn, in den Besonde-
ren Teilen ist für konkret zu bezeichnende Prüfungen bestimmt, dass mit „nicht ausrei-
chend" bewertete Prüfungsleistungen durch besser bewertete Leistungen ausgeglichen 
werden. Die Note des Moduls errechnet sich - soweit in den Besonderen Teilen keine an-
derweitigen Regelungen enthalten sind - aus dem nach Leistungspunkten gewichteten 
Durchschnitt der Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. Absatz 2 Satz 6 gilt entspre-
chend. Module, die mit einer Studienleistung abschließen, gehen nicht in die Bildung der 
Gesamtnote ein. 
§13 
Freiversuch, Wiederholung von Prüfungen 
(1) Erstmals nicht bestandene Prüfungen können zweimal wiederholt werden. Nach dem Be-
stehen ist, sofern kein Freiversuch gern. Absatz 2 vorliegt, keine Wiederholung mehr mög-
lich. 
(2) Wird der erste Versuch im Rahmen der Regelstudienzeit abgelegt, gilt dieser als Freiver-
such. Ein Freiversuch hat zur Folge, dass die Prüfung auch bei Bestehen zur Notenverbes-
serung nach Anmeldung einmal spätestens am Ende des übernächsten Semesters wie-
derholt werden kann, dabei zählt das jeweils bessere Ergebnis. Zeiten der Überschreitung 
bleiben unberücksichtigt, wenn hierfür triftige Gründe nachgewiesen werden, § 11 Abs. 3 
und 4 gelten entsprechend. Ein zweiter Freiversuch der selben Prüfung ist ausgeschlos-
sen. Die vorgenannten Freiversuchsregelungen gelten nicht für die Fertigung der Bachelor-
oder Masterarbeit. 
(3) Sofern der Freiversuch nicht in einem Pflichtbereich abgelegt wurde, ist ein Wechsel des 
Prüfungsfachs - vorbehaltlich anderer Regelungen in besonderen Prüfungsordnungen - bis 
zum Ende des übernächsten Semesters möglich. Dies ist dem Prüfungsamt durch den 
Prüfling mitzuteilen. In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung kann ferner geregelt 
werden, dass in maximal drei Fällen Prüfungsleistungen in Wahl- oder Wahlpflichtfächern, 
die außerhalb der Regelstudienzeit im ersten Versuch nicht bestanden wurden, nicht wie-
derholt werden müssen. 
(4) Wird die Prüfungsleistung auch in dem letzten Versuch erneut mit „nicht ausreichend" be-
wertet oder gilt sie als mit „nicht ausreichend" bewertet, so ist die Bachelor- oder Master-
prüfung endgültig nicht bestanden. Sofern es sich bei dieser Wiederhotungsprüfung um ei"-
ne schriftliche Prüfung handelt, darf die Note „nicht ausreichend" nur nach mündlicher Er-
gänzungsprüfung getroffen werden. Diese mündliche Ergänzungsprüfung wird von zwei 
Prüfenden abgenommen; im Übrigen gilt § 9 Abs. 4 entsprechend. Die Prüfenden setzen 
die Note der Wiederholungsprüfung, die nur „ausreichend" oder „nicht ausreichend" lauten 
kann, unter angemessener Berücksichtigung der schriftlichen Leistung und des Ergebnis-
ses der mündlichen Ergänzungsprüfung fest. Die mündliche Ergänzungsprüfung ist ausge-
schlossen, wenn die schriftliche Prüfungsleistung gemäß § 11 Abs. 2 oder Abs. 4 als mit 
„nicht ausreichend" bewertet gilt. 
(5) Die Verfahrensbestimmungen für Prüfungen gelten auch für Wiederholungsprüfungen, so-
fern in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnungen keine abweichenden Regelungen 
geschaffen werden. 
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(6) In dem gleichen Studiengang an einer anderen Universität oder gleichgestellten Hochschu-
le in der Bundesrepublik Deutschland erfolglos unternommene Versuche, eine Prüfungs-
leistung abzulegen, werden auf Freiversuche und Wiederholungsmöglichkeiten angerech-
net. Studierende sind verpflichtet, bei der Anmeldung zur Prüfung auf bereits unternomme-
ne Versuche hinzuweisen, bei einem Unterlassen gilt die erneute Prüfungsleistung ent-
sprechend § 11 Abs. 4 S. 1 als mit „nicht ausreichend" bewertet. 
(7) Die Wiederholungsmöglichkeiten für Studienleistungen (Leistungsnachweise) sind nicht 
beschränkt. 
§14 
Bachelor- / Masterarbeit 
(1) Die Bachelor- oder Masterarbeit soll zeigen, dass der Prüfling in der Lage ist, innerhalb 
einer vorgegebenen Frist ein Problem aus der gewählten Fachrichtung selbstständig nach 
wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. Thema und Aufgabenstellung der Arbeit müs-
sen dem Prüfungszweck (§ 2) und der Bearbeitungszeit nach Absatz 5 entsprechen. Die 
Art der Aufgabe und die Aufgabenstellung müssen mit der Ausgabe des Themas festliegen. 
(2) Die Bachelor- oder Masterarbeit kann bei geeigneter Themenstellung in Form einer Grup-
penarbeit angefertigt werden. Der als Prüfungsleistung zu bewertende Beitrag des einzel-
nen Prüflings muss auf Grund der Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen ob-
jektiven Kriterien deutlich abgrenzbar und für sich bewertbar sein und den Anforderungen 
nach Absatz 1 entsprechen. 
(3) Das Thema der Arbeit kann von den Mitgliedern der Hochschullehrergruppe und den 
hauptamtlich tätigen Privatdozentinnen und Privatdozenten der für den Studiengang jeweils 
verantwortlichen Fächern vergeben werden. Das Thema kann auch von den im Ruhestand 
befindlichen Professorinnen und Professoren der Fächer und mit Zustimmung des Prü-
fungsausschusses auch von weiteren zur Abnahme von Prüfungen berechtigten Personen 
gem. § 5 Abs. 1 vergeben werden. Im Fall von Satz 2 muss die oder der Zweitprüfende 
hauptamtliche Professorin oder hauptamtlicher Professor des Faches sein. 
(4) Das Thema wird von der oder dem Erstprüfenden festgelegt. Auf Antrag sorgt der Prü-
fungsausschuss dafür, dass der Prüfling rechtzeitig ein Thema erhält. Die Ausgabe des 
Themas erfolgt über den Vorsitz des Prüfungsausschusses oder über von ihm beauftragte 
Stellen; die Ausgabe ist aktenkundig zu machen. Mit der Ausgabe des Themas werden die 
oder der Prüfende, die oder der das Thema festgelegt hat (Erstprüfende oder Erstprüfen-
der), und die oder der Zweitprüfende bestellt. 
(5) Sofern in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung keine anderen Regelungen enthal-
ten sind, werden für die Bachelorarbeit 12 und für die Masterarbeit 30 Leistungspunkte ver-
geben, wobei die Bearbeitungszeit drei bzw. sechs Monate beträgt. Das Thema kann nur 
einmal und nur innerhalb des ersten Drittels der Bearbeitungszeit nach Satz 1 zurückgege-
ben werden. Auf begründeten Antrag kann der Prüfungsausschuss im Einzelfall die Bear-
beitungszeit ausnahmsweise um bis zu einem Drittel verlängern. In den Besonderen Teilen 
der Prüfungsordnung können die in Satz 1 und Satz 3 genannten Fristen verkürzt werden. 
(6) Bei der Abgabe der Arbeit hat der Prüfling schriftlich zu versichern, dass er die Arbeit - bei 
einer Gruppenarbeit den entsprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit - selbstständig 
verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt hat. Im 
Übrigen gilt§ 9 Abs. 11 entsprechend. 
(7) Die Arbeit ist - in der Regel in zwei gebundenen Exemplaren und zusätzlich in elektroni-
scher Form - fristgemäß bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses bzw. 
den von ihm beauftragten Stellen abzuliefern; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu ma-
chen. 
(8) Die Arbeit ist in der Regel innerhalb von vier Wochen nach ihrer Abgabe durch beide Prü-
fende nach§ 12 Abs. 2 bis 4 zu bewerten. 
12 
(9) Zur Bachelor- oder Masterarbeit wird nur zugelassen, wer die in den Besonderen Teilen der 
Prüfungsordnung festgelegten Voraussetzungen erfüllt und von den zum erfolgreichen Ab-
schluss des Studiums erforderlichen Leistungspunkten (ohne Berücksichtigung der auf die 
Abschlussarbeit entfallenden Punkte) mindestens ein Drittel der Punkte an der Technischen 
Universität Braunschweig oder einem anderen Standort der Niedersächsischen Techni-
schen Hochschule oder einer TU9-Hochschule erworben hat. Auf Antrag kann der Prü-
fungsausschuss Ausnahmen zulassen. 
§15 
Kolloquium, Präsentation 
Die Besonderen Teile der Prüfungsordnung können regeln, dass im Zusammenhang mit der Ba-
chelor-/ Masterarbeit ein Kolloquium oder eine Präsentation durchzuführen ist. Die näheren Ein-
zelheiten, auch zur Vergabe von Leistungspunkten, sind ebenfalls in den Besonderen Teilen der 
Prüfungsordnung zu bestimmen. 
§ 16 
Wiederholung der Bachelor-/Masterarbeit 
Die Bachelor- oder Masterarbeit kann, wenn sie mit „nicht ausreichend" bewertet wurde oder als 
mit „nicht ausreichend" bewertet gilt, einmal wiederholt werden; eine zweite Wiederholung ist 
ausgeschlossen. Eine Rückgabe des Themas ist bei der Wiederholung der Arbeit nur zulässig, 
wenn von dieser Möglichkeit nicht schon bei der ersten Arbeit(§ 14 Abs. 5 Satz 2) Gebrauch 
gemacht wurde. Die Ausgabe des Themas für die Wiederholung der Arbeit muss spätestens drei 
Monate nach Bekanntgabe des Ergebnisses der ersten Arbeit beantragt werden, sofern nicht auf 
Grund der Vorgaben in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung vom Prüfungsausschuss 
Termine für die Ausgabe des Themas für Wiederholungsarbeiten vorgegeben werden. Wird die 
Frist nicht eingehalten, so weist der Prüfungsausschuss ein Thema zur Bearbeitung zu. 
§ 17 
Ergebnis der Prüfung, Beendigung des Studiums 
(1) Die Bachelor- oder Masterprüfung ist bestanden, wenn sämtliche nach den Besonderen 
Teilen der Prüfungsordnung erforderlichen Prüfungsleistungen einschließlich der jeweiligen 
Abschlussarbeit mit mindestens "ausreichend" bewertet und die ggf. erforderlichen Studien-
leistungen bestanden wurden und die erforderliche Anzahl von in der Regel 180 bzw. 120 
Leistungspunkten erreicht wurde. 
(2) Die Gesamtnote der Bachelor- oder Masterprüfung errechnet sich aus dem Durchschnitt 
der nach Leistungspunkten gewichteten Noten für die Module einschließlich der Bachelor-
oder Masterarbeit; § 12 Abs. 4 und 6 gilt entsprechend. Sofern innerhalb eines Moduls 
mehr Leistungspunkte erworben wurden als nach der Prüfungsordnung vorgegeben, geht 
in die Berechnung der Gesamtnote nur die der Prüfungsordnung entsprechende Punktzahl 
ein. Werden mehr Module absolviert als nach der Prüfungsordnung vorgegeben und wer-
den die Prüfungen auch nicht als Zusatzprüfungen gekennzeichnet, gehen - sofern die Be-
sonderen Teile der Prüfungsordnungen nichts anderes vorsehen -die Modulnoten in die 
Berechnung der Gesamtnote chronologisch ein, bis die maximale Anzahl von Leistungs-
punkten erreicht ist. In den Besonderen Teilen der Ordnung kann geregelt werden, dass 
bei der Berechnung der Gesamtnote die Noten bestimmter Prüfungen besonders gewichtet 
oder auf Antrag nicht berücksichtigt werden. Eine Nichtberücksichtigung von Noten kommt 
dabei nur für Module im Wahlpflicht- oder Wahlbereich in Betracht und ist - sofern die Be-
sonderen Teile der Prüfungsordnungen nichts anderes vorsehen - begrenzt auf maximal 
12 Leistungspunkte im Rahmen des Bachelor- und 10 LP im Rahmen des Masterstudiums. 
Eine teilweise Nichtberücksichtigung von Leistungspunkten eines Moduls ist dabei nicht zu-
lässig. In den Besonderen Teilen der Ordnung kann geregelt werden, dass bei insgesamt 
hervorragenden Prüfungsleistungen das Prädikat „mit Auszeichnung bestanden" verliehen 
wird. 
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(3) Das Studium ist endgültig „nicht bestanden", wenn 
- auf Grund einer schweren Täuschung gemäß§ 11Abs.4 S. 2 das endgültige Scheitern in 
einem Prüfungsfach festgestellt wurde, 
- eine Wiederholungsmöglichkeit für eine nicht bestandene Prüfungsleistung nicht mehr 
besteht oder 
- die Bachelor-/Masterarbeit auch im Wiederholungsfall mit „nicht ausreichend" bewertet 
wurde oder als mit „nicht ausreichend" bewertet gilt. 
(4) Der Prüfungsanspruch erlischt bei auslaufenden Studiengängen spätestens nach Ablauf 
der doppelten Regelstudienzeit, gerechnet von dem Zeitpunkt der letzten Einschreibemög-
lichkeit zum ersten Semester, jedoch nach dieser Vorschrift nicht vor dem 01.01.2015. Der 
Prüfungsausschuss kann in besonderen sozialen oder persönlichen Härtefällen, etwa 
Krankheitsfällen oder der Pflege Angehöriger, die Frist verlängern. 
Das frühere oder spätere Erlöschen des Prüfungsanspruchs aufgrund anderer Regelungen 
bleibt unberührt. 
Das Erlöschen des Prüfungsanspruchs zieht die Exmatrikulation zum Ende des Semesters 
nach sich. 
§ 18 
Zeugnisse und Bescheinigungen 
(1) Hat der Prüfling die Bachelor- oder Masterprüfung bestanden, so erhält er unverzüglich, 
möglichst innerhalb von vier Wochen, ein Zeugnis, in dem insbesondere die Gesamtnote, 
die abgelegten Module mit den dazugehörigen Leistungspunkten und Noten sowie das 
Thema der Abschlussarbeit und deren Note und Leistungspunktzahl aufgeführt werden. Für 
Zeugnisse mit dem Abschlussdatum ab dem 1. Oktober 2013 ist das Zeugnis entspre-
chend dem in Anlage 1 beigefügten Muster zu erstellen. Als Datum des Zeugnisses ist der 
Tag anzugeben, an dem die letzte Studien- oder Prüfungsleistung abgegeben bzw. münd-
lich erbracht wurde. Zusammen mit dem Zeugnis wird dem Prüfling eine Bachelor- oder 
Masterurkunde gemäß dem in Anlage 2 beigefügten Muster mit dem Datum des Zeugnis-
ses zugestellt. Darin wird die Verleihung des akademischen Grades beurkundet. Sätze 2 
und 3 gelten entsprechend. Dem Zeugnis wird ein Diploma Supplement (Anlage 3) beige-
fügt, das eine Beschreibung der durch den jeweiligen Studiengang erworbenen Qualifikati-
onen enthält. Zeugnis, Urkunde und Diploma Supplement werden in deutscher und engli-
scher Sprache ausgestellt. 
(2) Zusätzlich zur Gesamtnote wird im Zeugnis eine ECTS-Note nach folgender relativer Skala 
aufgeführt: 
„A": beste 10 % 
„B": nächste 25 % 
„C": nächste 30 % 
„D": nächste 25 % 
„E": nächste 1 O %. 
Bezugsgröße sind die erzielten Gesamtnoten der Absolventen der vorangegangenen 4 
Semester (ohne das laufende Semester). Dies gilt auch dann, wenn sich die Prüfungsord-
nung geändert hat, jedoch der Inhalt des betreffenden Studiengangs im Wesentlichen un-
verändert geblieben ist. Die ECTS-Note wird nur aufgeführt, wenn die Gesamtzahl der ver-
glichenen Noten mindestens 30 beträgt. In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung 
kann geregelt werden, dass im Zeugnis auch für Einzelnoten eine ECTS-Note anzugeben 
ist. 
(3) Hat ein Prüfling noch nicht alle Leistungen erbracht oder alle Leistungen erbracht, die je-
doch noch nicht vollständig bewertet wurden, so wird ihm auf Antrag gegen Vorlage der 
entsprechenden Nachweise vom Prüfungsausschuss eine schriftliche Bescheinigung aus-
gestellt. Diese Bescheinigung enthält die zum Zeitpunkt der Fertigung der Bescheinigung 
vorliegenden bestandenen oder teilweise bestandenen Module mit deren Noten und die er-
reichten Leistungspunkte. Wird die Bescheinigung vor dem Erbringen der letzten Prüfung 
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beantragt, so weist die Bescheinigung dieses aus. In jedem Fall gibt die Bescheinigung die 
zum Bestehen der Bachelor- oder Masterprüfung noch fehlenden Leistungspunkte bzw. 
noch ausstehende Benotungen an. Bei teilweise absolvierten oder erst teilweis~ benoteten 
Modulen werden die auf die abgelegten Studien- und Prüfungsleistungen fiktiv entfallenden 
Leistungspunkte ausgewiesen. 
Auf Antrag wird zusätzlich eine Bescheinigung ausgestellt, die lediglich die erbrachten Prü-
fungs- und Studienleistungen ausweist. 
(4) Der Bescheid über eine endgültig nicht bestandene Bachelor- oder Masterprüfung wird 
durch den Prüfungsausschuss in schriftlicher Form erteilt. Der Bescheid ist mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Die Bescheinigung gemäß Absatz 3 Satz 1 wird 
auch ohne Antrag ausgestellt und beigefügt. 
f1S-
Zusatzprüfungen 
(1) Studierende können über den für die einzelnen Studiengänge vorgesehenen Umfang hin-
aus Leistungspunkte bis zum Ende des Semesters erwerben, in dem die Prüfungs- und 
Studienleistungen, die zum Abschluss des Studiums erforderlich sind, vollständig erbracht 
wurden. Die oder der Studierende hat vor Anmeldung beim Prüfungsausschuss zu bean-
tragen, dass die Prüfung als Zusatzprüfung gewertet werden soll. Dabei können - sofern 
entsprechende Kapazität zur Verfügung steht - auch Studienangebote aus anderen Bache-
lor- oder Masterstudiengängen genutzt werden. Studierende aus Bachelorstudiengängen 
k-önnen in diesem Zusammenhang maximal 35 Leistungspunkte aus Masterstudiengängen 
erwerben. In den Besonderen Prüfungsordnungen kann geregelt werden, dass - nach 
Wahl des Studierenden - in maximal drei Fällen Prüfungsleistungen in Wahl- und Wahl-
pflichtbereichen, die bestanden wurden, durch Zusatzprüfungen des entsprechenden Wahl 
bzw. Wahlpflichtbereiches ersetzt werden können. 
Unberührt spezieller Regelungen müssen Studien- und Prüfungsleistungen, die als Zusatz-
prüfungen gelten sollen, vor Ablegung der letzten Prüfungsleistung, die zum Bestehen des 
Studiums erforderlich ist, beim Prüfungsausschuss angemeldet werden. Abweichend von 
§ 18 wird das Zeugnis entsprechend zu einem späteren Zeitpunkt erstellt. 
(2) Das Ergebnis der Zusatzprüfungen und die erreichte Zahl der Leistungspunkte wird auf 
Antrag in das Zeugnis aufgenommen, jedoch bei der Festsetzung der Gesamtnote nicht mit 
einbezogen. 
§20 
Einstufungsprüfung 
(1) Abweichend von den Regelungen zur Zulassung zu den Prüfungen der Bachelor-
/Masterprüfung und zu der Abschlussarbeit kann auch zugelassen werden, wer in einer 
Einstufungsprüfung nachweist, dass er über Kenntnisse und Fähigkeiten verfügt, die in be-
stimmten Modulen des betreffenden Studienganges vermittelt werden. 
(2) Zur Einstufungsprüfung wird nur zugelassen, wer in einem Bewerbungsverfahren 
1. die Berechtigung zum Studium in dem entsprechenden Studiengang nachweist, 
2. eine abgeschlossene Berufsausbildung oder eine fünfjährige Berufstätigkeit in ei-
nem dem Studium in dem gewählten Studiengang förderlichen Beruf nachweist 
oder über entsprechende anderweitig erworbene praktische Erfahrungen verfügt 
und 
3. den Erwerb der für die Einstufungsprüfung erforderlichen Kenntnisse und Fähigkei-
ten glaubhaft macht. · 
(3) Zur Einstufungsprüfung wird nicht zugelassen, wer für einen Studiengang dieser Fachrich-
tung an einer Hochschule eingeschrieben ist oder in den drei vorangegangenen Jahren 
eingeschrieben war oder wer eine Vorprüfung, Bachelor-/Masterprüfung oder eine entspre-
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chende staatliche oder kirchliche Prüfung, eine Einstufungsprüfung oder Extemenprüfung 
in einem solchen Studiengang endgültig nicht bestanden hat oder zu einer Einstufungsprü-
fung oder Extemenprüfung in einem solchen Studiengang endgültig nicht zugelassen wur-
de. 
(4) Der Antrag auf Ablegung der Einstufungsprüfung ist an den zuständigen Prüfungsaus-
schuss zu richten. Dem Antrag sind beizufügen: 
1. eine Erklärung darüber, in welchem Umfang und für welche Module die Anrechnung 
von Leistungspunkten beantragt wird, 
2. die Nachweise nach Absatz 2, 
3. eine Darstellung des Bildungsganges und der ausgeübten beruflichen Tätigkeiten, 
4. Erklärungen nach Absatz 3. 
(5) Über den Antrag entscheidet der Prüfungsausschuss. Ist es der Bewerberin oder dem Be-
werber nicht möglich, eine nach Absatz 4 erforderliche Unterlage in der vorgeschriebenen 
Weise beizufügen, kann der Prüfungsausschuss gestatten, den Nachweis auf andere Art zu 
führen. 
(6) Ergeben sich Zweifel hinsichtlich der in Absatz 2 Nm. 2 und 3 genannten Voraussetzungen, 
so kann der Prüfungsausschuss bestimmen, dass ein Fachgespräch mit der Bewerberin 
oder dem Bewerber von mindestens 30 Minuten Dauer durchgeführt wird. Der Prüfungs-
ausschuss bestellt hierfür zwei Prüfende, eine der prüfenden Personen muss der Hoch-
schullehrergruppe angehören. Im Übrigen findet § 9 Abs. 4 entsprechende Anwendung. Die 
beiden Prüfenden stellen fest, ob die Voraussetzungen nach Absatz 2 Nrn. 2 und 3 gege-
ben sind. Die Bewerberin oder der Bewerber hat nach der Mitteilung des Ergebnisses des 
Fachgespräches das Recht, den Antrag zurückzuziehen oder hinsichtlich Absatz 4 Satz 2 
Nr. 1 zu ändern. 
(7) Über das Ergebnis des Bewerbungsverfahrens wird ein schriftlicher Bescheid erteilt. Zuge-
lassene Personen haben unbeschadet der immatrikulationsrechtlichen Vorschriften das 
Recht, sich als Gasthörerin oder Gasthörer durch den Besuch von Lehrveranstaltungen 
über die in den betreffenden Modulen vermittelten Kenntnisse und Kompetenzen zu infor-
mieren. Nicht zugelassene Personen können das Bewerbungsverfahren einmal wiederho-
len. In dem Bescheid nach Satz 1 wird ein Zeitraum festgelegt, innerhalb dessen eine Wie-
derholung des Bewerbungsverfahrens unzulässig ist. Dieser Zeitraum darf ein Jahr nicht 
unterschreiten und drei Jahre nicht überschreiten. 
(8) Die Art der Prüfungen und die Prüfungstermine für die Einstufungsprüfung werden vom 
Prüfungsausschuss festgesetzt. Die Einstufungsprüfung ist hinsichtlich des Verfahrens 
nach den gleichen Grundsätzen durchzuführen wie die entsprechenden Prüfungen in die-
sem Studiengang. Die Anforderungen bemessen sich nach den Prüfungsinhalten der den 
betreffenden Modulen zugeordneten Prüfungen bzw. richten sich nach den in den Modulen 
vermittelten Kompetenzen. In geeigneten Fällen können die Prüfungen zusammen mit den 
Prüfungen für die Studierenden dieses Studienganges abgenommen werden. 
(9) Für die Bewertung und die Wiederholung der Prüfungen für die Einstufungsprüfung gelten 
die§§ 9, 10, 11, 12, 13 entsprechend. 
(10) Über das Ergebnis der Einstufungsprüfung ergeht ein schriftlicher Bescheid. Der Bescheid 
kann unter der Bedingung ergehen, dass bestimmte Studien- und Prüfungsleistungen in-
nerhalb einer bestimmten Frist nach Aufnahme des Studiums erbracht werden. Der Be-
scheid kann auch eine Einstufung in ein anderes Semester vorsehen, als beantragt wurde. 
Im Zeugnis gern. § 18 Abs. 1 werden nur die Leistungen berücksichtigt, die nach Beginn 
des Studiums absolviert wurden. 
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§ 21 
Ungültigkeit der Prüfung 
(1) Wurde bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung 
des Zeugnisses bekannt, so kann der Prüfungsausschuss nachträglich die Prüfung ganz 
oder teilweise für „nicht bestanden" erklären bzw. die Note ändern. 
(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass der 
Prüfling hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des 
Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der Prüfung geheilt. Wur-: 
de die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, so entscheidet der Prüfungsausschuss un-
ter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen über die Rücknahme rechtswidriger Verwal-
tungsakte. 
(3) Dem Prüfling ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Erörterung der Angelegenheit mit 
dem Prüfungsausschuss zu geben. 
(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und durch ein richtiges Zeugnis oder eine 
Bescheinigung nach § 18 zu ersetzen. Mit dem unrichtigen Prüfungszeugnis ist auch die 
Bachelor- oder Masterurkunde einzuziehen, wenn die Prüfung auf Grund einer Täuschung 
für „nicht bestanden" oder „nicht ausreichend" erklärt wurde. Eine Entscheidung nach den 
Absätzen 1 und 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum des Prüfungs-
zeugnisses ausgeschlossen. 
§22 
Einsicht in die Prüfungsakte 
(1) Dem Prüfling wird auf Antrag nach Abschluss jeder Prüfung Einsicht in seine schriftlichen 
Prüfungsarbeiten, in die Bemerkungen der Prüfenden und in die Prüfungsprotokolle ge-
währt. Der Antrag ist spätestens innerhalb eines Jahres nach Abschluss der Prüfungen 
bzw. der Bachelor-/Masterarbeit oder des Bescheides über die nichtbestandene Prüfung 
beim Prüfungsausschuss zu stellen. Der Prüfungsausschuss bestimmt Ort und Zeit der 
Einsichtnahme. 
(2) Unabhängig von Absatz 1 wird der Termin zur Einsicht in die bewerteten Klausurarbeiten in 
der Regel von den Prüfenden bekanntgegeben. 
§23 
Hochschulöffentliche Bekanntmachungen 
(1) Dieser Allgemeine Teil der Prüfungsordnung sowie die Besonderen Teile der Prüfungsord-
nung sind hochschulöffentlich bekannt zu machen. Die einzelnen Prüfungsausschüsse sor-
gen dafür, dass die Studierenden in geeigneter Weise von dieser Prüfungsordnung und den 
Besonderen Teilen der Prüfungsordnung Kenntnis nehmen können. 
(2) Der Prüfungsausschuss oder die von ihm beauftragten Stellen können Entscheidungen und 
andere Maßnahmen, die nach dieser Prüfungsordnung getroffen werden, insbesondere die 
Zulassung zur Prüfung, Versagung der Zulassung, Melde- und Prüfungstermine und -fristen 
sowie Prüfungsergebnisse, hochschulöffentlich in ortsüblicher Weise bekannt machen. Da-
bei sind datenschutzrechtliche Bestimmungen zu beachten. 
§24 
Einzelfallentscheidungen, Widerspruchsverfahren 
Sofern aus den einzelnen Vorschriften nichts anderes hervorgeht, werden Entscheidungen nach 
dieser Prüfungsordnung durch den Prüfungsausschuss getroffen. Abweichungen in besonderen 
Prüfungsordnungen sind möglich. 
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Wenn ein Verwaltungsakt des Prüfungsausschusses angegriffen wird, ist- sofern das Wider-
spruchsverfahren statthaft ist- der Fakultätsrat die Widerspruchsbehörde. 
Wenn ein Verwaltungsakt einer Behörde, die nicht der Prüfungsausschuss oder Fakultätsrat ist, 
angegriffen wird, ist - sofern das Widerspruchsverfahren statthaft ist - der Prüfungsausschuss 
die Widerspruchsbehörde. 
Notenverschlechterungen sind im Widerspruchsverfahren ausgeschlossen. 
Für Überdenkensentscheidungen gegen Bewertungen, die nicht Verwaltungsakte sind, gelten die 
Vorschriften des Widerspruchsverfahrens sinngemäß. 
§25 
NTH-Studierende 
An der Niedersächsischen Technischen Hochschule oder einer ihrer Mitgliedshochschulen Im-
matrikulierte können an der Technischen Universität Braunschweig in gleicher Weise studieren 
oder Prüfungen ablegen wie Studierende, die an der Technischen Universität Braunschweig 
selbst eingeschrieben sind. 
§26 
Übergangsvorschriften, Anwendungsbereich 
(1) Sofern sich Besondere Teile der Prüfungsordnung auf eine vorhergehende Fassung dieses 
Allgemeinen Teils der Prüfungsordnung beziehen, sind die Verweise so zu verstehen, dass 
an die Stelle der zuvor in Bezug genommenen Vorschriften diejenigen Normen treten, wel-
che die in Bezug genommenen Thematiken enthalten. Dies gilt auch dann, wenn die Neu-
fassung der Allgemeinen Prüfungsordnung von der bisherigen Fassung abweicht. 
(2) Für die Fertigung von Zeugnissen und Urkunden, die vor dem 30.9.2013 ausgestellt wer-
den, gilt die bisherige Prüfungsordnung. 
§27 
In-Kraft-Treten 
Dieser Allgemeine Teil der Prüfungsordnung tritt am 01.10.2013 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt der bisher geltende Allgemeine Teil der Prüfungsordnung, TU-Verkündungsblatt 
Nr. 385 vom 21.10.2005, zuletzt geändert mit TU-Verkündungsblatt Nr. 653 vom 28.01.2010, 
außer Kraft. 
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Anlage 1 
Carl-Friedrich-Gauß-Fakultät 
Fakultät für Maschinenbau 
ZEUGNIS I CERTIFICATE 
Bachelor of Science 
Frau 1 Ms. 
Gabriela Marianne Musterfrau 
geborene 1 nee Meyer 
geboren am 1 born on 
L3. März L990 in Wetzlar, Deutschland 
bestand die Bachelorprüfun g im Studiengang 1 successfully com pleted the Bachelor degree in 
Wirtschaftsingenieurwesen j lndustrial Engineering 
Maschinenbau 1 field Mechanical Engineering 
mit der Gesamtnote 1 with an overall mark 
gut 1 good 
(2,3) 
ECTS-Note; 
Module uustunp · Note Tr•nsrnpl of Record> Cred4 Grade 
punl<te pomlS 
ingenieurwissenschaftliche Grundlagen Core Modules in Engineering Fundamcntils 
Arbcits\visscn sc haft 4 befri:,<lieend j,O Hurr.m Fadors and Ereonomics 4 sati sfactory 
Elektrotechnik 1 für Maschinenbau 4 befriedigend i.o Elcctrical E ngin cerin e 1 4 satisfactort 
Grundlaccn des Konstruicrcns 10 bdricdigcnd j,O Fundarncnhls of Eneincc:ring Dcsien 10 salisfactory 
Regdunest:ochnik 4 sehr eut 1,3 Conlrol Thcory 4 cx·i:d l~nt 
Tcrhn is·::he Me::hanik 1 1l bcfric<liecnd l.l Enein~rine r„',cchank.s l 1l salisfactory 
Tcrhn ischc r·/1cthomik 2 s eut 1,7 Engineering (';'1cchanics 2 8 eood 
Thcrrr.odynamik 6 ausre:ithc:nd 4,0 Therrl'odyn arrics 6 suffid ent 
Wcrkstofftoohno loeic i 6 sehr eut l,J Milkrials Eneint-Crinc i 6 excellent 
Mathermtischc Grundlagen Compulsary Modules in Mathematic Fund•mentals 
lnecnieurmalhcmalik 1 4 befric<liecnd 2,7 Mathcmatics for Eneinccr.; 1 4 salisfactory 
lnecn ieurmathcn-.atik 11 eut 2.l Malhcmali<:s for Eneinccrs II 4 BOOd 
lnecnicurmathcrr:at ik 111 4 eut 2.l Malhemalics for Eneinccrs III 4 ßOOd 
lne!:n icurmath cmJtik IV 4 e ut 2,0 Mathc-matia for Eneinecrs IV 4 eood 
Maschinenbauvertiefung Allgemeiner Maschinenbau Optional Modules for General Mechanical Engineering 
Werkstoffkunde 4 ßUI l ,7 Materi al Scii::m:e 4 ßOOd 
Mcrhanisches Verhalten der 4 bcfricdiecnd ).0 Mcrh;m i::al lkhav iou r of Makriah 4 salishctor1 
\Vcrkst.aff-c 
Elcktrobthnik II für fo/13schincnbou 4 bcfriod iecnd J,O Elcctrica l E neinccrine II sJtisfactort 
Raumfährttcchnisrhc Grundlaecn 4 eut 2,J Spaccflieht fcc hn<lio eY • Basics 4 eood 
Wirtschaftswissenschaftliche Grundlagen Core Modules in Economic Fundamentals 
lktri cblkhcs Rcchnuneswcscn 5 eut 1,7 Atco untin e 5 eood 
Bürgcriichcs 1'-1>thl 8 eut 2.5 Ci"Vil Law 8 eood 
Einführune in die 4 eut 1.7 lntrodudion to l3usin!::S.5 Information eood 
Wirtsrhafts informalik Systems 
Grundlaecn der 10 eut 2.4 Funtlarr.:::ntals of Business Studics 10 BOOd 
BdricbS'\\•irtst:haftslchrc 
Gru ndbecn d~r Volks\,•irfathaft.slehre 8 sehr eut l, ·0 Fund:1mcntJls of Economics: B excellent 
J,O 
J,O 
J,O 
l,J 
J,J 
1.7 
4, 0 
l,J 
2,7 
2.3 
2.3 
2,0 
1,7 
3,0 
3,·0 
2,3 
1,7 
2.5 
l ,7 
2.4 
1,0 
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Module leostun11•- Nole Trans<ropt of Records Credot Grade 
punkte poinu 
Wirtschaftswissenschaftliche Vertiefungen 
Wirt sthaftswisscnsr haft liche 
llathclor-\lcrtiefune Ausrithtun e 
FinJnz\virtsdlaft 
\Vfrtsthaft:swisscnsthaft:lichc 
llathclo r- \lertdun i;: Ausrithtune 
Oqp nisa tion und Pc~onal 
\Virt st hafts·,,• j sscn srh aft: lkhc 
llachclor- Vert ief un e Ausricht un e 
\lo lksw irt st hafts lehrio 
\Virtsthaftswi ss~ns,c h aft li,he 
lla<hclor-Vcrtiefune Ausrichtune 
Dttision Sup port 
Integrationsbereich 
Grun dlaecn der automat isthcn 
lnforma-tion s--1crarbcitung für den 
r·:iasc hin cnbau 
quanthtivc Mothodcn in den 
\V irt st haft:s -wissc:nschaftcn 
Französisch Elemcntai re(C:ours J 8;: 4) 
Betriebspraktikum 
lltlricbspraktikum 
\C/irtschaftsineenicur\''tsl:'n 
(•/1a.schincnb:1u 
hchelorarbelt 
,,Study of thc retraction fon:c 
obta in cd on a bio-inspircd drill-hcad" 
Zusatzprüfungen 
Ano rganische Ch em ie 
Physik für Maschi nenbaue r 
Französisch: ln k rmrdiairc i (Cours s) 
Französisch : ln termC<liai rc J (Co urs &) 
Braunsd1weig, 05. August 2011 
Prof. Dr.- lng. Arn o Kwade 
Debn 1 Dean 
Fakultät für M;isch inenba u 
sehr eut 
befricd iecnd 
sehr eut 
gut 
4 bcfrierl ieend 
8 eut 
befridigen d 
ll bestanden 
l4 sehr eut 
eut 
4 be,-ta ndcn 
bestanden 
bestanden 
\\' O!C'l~.Jfcn. '4C'lr p,.r. ( ~,0 :Md ::0 l ,) ), E°.l! ( 1.0 :öd ::öl ,(! . :Jef red i:Cnd (~ .0 ::ö.d::ö j j j, ~.,1;rc,;: '1'e nd 
( ~h:: d :: .t..o). ß~ d:: t J w rd ;i ;Gc~T~no:eda Pr.ad LT. rr: /•J.:M:C cin.1 n_i: -..er?.= :>e'l. [; c 
Ge-.„ur:no:i~cre :>: -; ci .l.l5dcn n;iCl ~ -.: .1njpo.1 n„: e'l ?.~ ct:eo:oe-n f: n.::.e oo!en .• Be der 
!kre<:'ln Jn,ilder~rr : n.:iie Jn:>e'.l~ ci:.r,:. 1· [.! c ßac"lC or• rY-: ,,..r.;t rr :derr f:;r..::or d •c 
r:e•,..-cY.e-.. Le :; :.in.r: -. ~ .in„')e~ l .J IT e-rb i: tCClen J~ ,;.;; .J<;;~-; fl::I t6o Le ;:J!lf:-;;:u n„:e eriord::r -: ; . e "I 
Lc•:.i n.r:-;;3Jn„: e-n!:;prC1: cr.=rr .t..rl'•N'lnd ·~ll 30 S.:.i OOen. 
l,J 
J,J 
l.J 
2,0 
2.7 
2,J 
J,<> 
l,O 
2.0 
Optional Modules in Economics 
Economic S<ience llachelor-St udy Fot us 
Financc 
Et·r.m1'm it Scicncc l3athclor-Stud;1 Foc us 
Oreanization and Lcadersh ip 
Eco nomit Scicncc llathclor-Study Fotus 
Economics 
Econom ic Scientc llachdo r- Study Farns 
Dccision Support 
lntegrated Modules 
Uasits of Computational DJta Proressine 
fo r r·l1~thanial En13 incerin B 
q uantitative Methods in Eco nomks s 
Frcnch: Elemcnl3ire (Co urn J 8;:4) 
lnternship 
lntcrnship 1 ndustrial Engincerin e Fiold lJ 
Mc-chan ical En ßinccrine 
llachelor' s Thesis 
"Study of thc rctraclion fon:e obta incd on l4 
a bio-inspircd drill-head" 
Additional Exams 
lnorgani< Chcmistry 
Physics for Mechaniol Engin eerin g 
Frcnch : lnk rmCd iairc i (Co urs s) 
French: lnlermed iairc l (Co urs 6) 
Prof. Dr. rer.biol.hum . Reinhold Haux 
Dekan 1 Dean 
Carl-Friedrich-G;iuß-F;iku ltä t 
e>0cllent l,J 
satisfactory J,J 
c"dk:nt l,J 
iiood 2,0 
satisfactory 2,7 
eood 2,J 
satisfactory J,O 
P"scd 
e>ecll cnt l,0 
good 2,0 
passd 
passcd 
passcd 
Gr.ad ne S.·r~err..: e ... ~ en:(:.,o .;d:;; L.il. i,'<!Qd (Lö.;d.; l.j) . ~: ~x»rt (i .ö,,;; d "' 3.il, -;.rlf c.e-n : lj,6:;; 
d :0..i-0). 1'1 o-:.e of d :S q !"leck-ve-e- ;'; er•ir.ed·H ::'! '):Jo !)::>r:;, _ T;e .;ti/!:t:i ?,t•de .-. : ~ :i',liet:i~ oi ":.ie 
-;: .rlerr. · „er~d~ we r;-r.ed 'Jt :"lC nJrr :ierofcred::; il'·~en forC-Ki O:O J t-:.e_ • !\.::>: con;ared n :;e 
o ..:.i~ : on of :"lC o ...:u LUd-'·T"re cr.:d: oo n:;; o! : "'lef!„cv. o r·„ T')e'.;,.. .P: rr J: o .cd :."t : if('C-.4 
Cred : Po n::; : 1..!o cred~ ro rr.~ .He- re-qJ r«I n ord= r :Q -SJ .Xe-'<:.fJ 'r oo-:::i n -=ie de-nree-40ne cred: 
oo rr. remo:'l.n!:i y.i ">::> .1 r-;ofo:Jd::n~·11or• .:ud 
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Anlage 2 
a·•'~''"' . :~1 i:l._;1':. Technische 
J ']j : Universität 
-.,;H, .„/ Braunschweig (f"'•c.•' 
URKUNDE 
DEGREE CERTIFICATE 
Die Carl-Friedrich-Gauß-Fakultät 
der Technischen Universität Braunschweig 
verleiht mit dieser Urkunde 1 hereby confers upon 
Frau 1 Ms. 
Gabriela Marianne Musterfrau 
geborene 1 nee 
Meyer 
am 1 born on 
13. März 1990 in Wetzlar, Deutschland 
den Hochschulgrad 1 the degree of 
Bachelor of Science 
(B. Sc.) 
nach bestandener Bachelorprüfung l after she successfully completed the bachelor 
im Studiengang 1 examination in 
Informatik 1 Computer Science 
am 1 on 
25. Oktober 2011. 
Braunschweig, 05. November 2011 
Prof. Dr.- ing. Dr. h.c.Jürgen Hesselbach 
Pr.isident 1 Pres ident 
Technische Universität Braunschweig 
Prof. Dr. rer.biol.hum. Reinhold Haux 
Dekan 1 Oean 
Carl-Friedri eh-Gauß-Fakultät 
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Anlage 3 
Ein Diploma Supplement besteht aus zwei Teilen, wobei der erste Teil für jeden Studiengang individu-
ell gestaltet sein kann, während der zweite Teil nach dieser Vorlage zu gestalten ist. 
1. Diploma Supplement 
Diese Diploma Supplement·Vorlage v1urde von der Europäischen 
Kommission, dem Europarat und UNESCO/CEPES entwickelt. Das 
Diploma Supplement soll hinreichende Daten zur Verfügun::: stellen, 
die die intern;;t ionale Tr>nsparenz und angemessene akademi sehe 
und berufli ehe Anerkennune von Qualifikationen (Urkunden, 
Zeu[lnisse, Abschlüsse, Zertifikate, etc.) verbessern . Das Diploma 
Supplement beschre ibt Eitiemchaften, Stufe, zusammentun:::. 
Inha lte sov1ie Art des Absch lusses des Studiums, das von der in der 
Orii;lna lurkunde bezeichneten Person erfol:::reich abgeschlossen 
wurde. Die Orie inalurkunde muss diesem Diploma Supplement 
beieefügt werden. Das Diploma Su pplement sollte frei sein von 
jeglichen Werturteilen, Äquivalenz<1ussa[;en oder Empfeh luni;en zur 
Anerkennung. Es sollte Angaben in allen acht Abschnitten enthalten . 
Wenn keine Ani;•ben r;emacht v1erden, sollte dies durch eine 
Begründung erläutert v1erden. 
1. ANGABEN ZUM IN HABER/ZUR IN HABERIN DER 
QUALIFIKATION 
1.1 Familienname 
Mustermann 
1.2 Vomame(n) 
Peter Paul 
1.3 Geburtsdatum, Geburtsort, Geburtsland 
o:i. März 1988, Braunschweie, Deutschland 
1.4 Matrikelnummer oder Code des/der studierenden 
2345678 
2. ANGABEN ZUR QUAURKATION 
2.1 Bezeichnung der Qualifikation (ausgeschrieben, abgekürzt) 
Bachelor ofScience (B.Sc .) 
Bezeichnung des Titels (ausgeschrieben, abgekürzt) 
entfä ll t 
2.2 Hauptstudienfach oder-facher für die Qualifikation 
Studieneang 
2.3 Name der Einrichtung. die die Qualifikation verliehen hat 
Technische Univers ität Carolo \Xfil helmina zu Braunschv.-eig, 
Name(n) der faku lll\t(en) 
Status (Typ/Trägerschaft) 
Universität/Staatli ehe Einrichtune 
2-4 Name der Einrichtung, die den Studiengang durchgeführt hat 
Technische Universit:i.t Carolo Wilhelmina zu Braunschweig 
Name(n) der faku lll\t(en) 
Status (Typ/Trägerschaft) 
Universität/Sbatl i ehe Einrichtung 
2.5 Im Unterricht/ in der Prüfung ve""endete Sprache(n) 
Deutsch 
Th is Diploma Supplement model v1as developed by the European 
Commission, Council of Europe ahd UNESCO/CEPES. The purpose 
of the supplement is to provide suffident Independent data to 
improve the internationa l 'transparency' and fair academic and 
professiona l recogn ition of qualifkations (diplomas, degrees. 
certi fi cates etc.). lt is desi3ned to provide a description ofthe nature, 
level, context, content and status of the studies that were pursued 
and successfully completed by the individua l named on the original 
quallfkation towhich thls supplement is appended. lt shou ld be rree 
from any va lue judgements, equivalence statements Dr su1rnestions 
about recognition. Information in all eight sections should be 
provided. Where Information is not provided, an explanation should 
cive the reason why. 
1. HOLDER OFTHE QUALIFICATION 
1.1 Family Name 
Mustermann 
1.2 First Name(s) 
Peter Paul 
1.3 Date, Place, Country of Birth 
02. March 1988, Braunschv1eig, Germany' 
1-4 student ID Number or Code 
2345678 
2. QUALIFICATION 
2.1 Name of Qualification (füll , abbrcviated; in original languagc) 
Bachelor of Science (B.Sc.) 
Title Confurred (füll, abbreviatcd; in original language) 
not applicable 
2.2 Main FielO:s)ofStudy 
Course of studles 
2.3 Institution Awarding the Qualification On original language) 
Technische Universität Carola Wi lhelmina zu Braunschweig 
N ame(s) of Faculty or Departments 
Status (Type / Control) 
University/State institution 
2-4 Institution olfcrlng course ofstudy(in original language) 
Technische Universität Carola Wilhelmina zu Braunschweie 
N ame(s) of Faculty or Departments 
Status (Type / Control) 
University/State institution 
2.5 Language(s) d lnstructionffxamination 
Germ an 
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echnische 
Universität 
Braunschweig 
1. Diploma Supplement 
3- AN GABEN ZUR EBENE DER QUALIFIKATION 
3.1 Ebene der Qualifikation 
Bachelor-Studium (Undeq~raduate), erster berufsqualifizierender 
Hochschulabschluss 
µDauer des Studiums (Regelstudienzeit) 
3J ahro (inkl. schriftlicher Absch lussarb!:ft), iB<> ECTS Ldslunespunkk 
3.3 Zugangsvorraussetzung(en) 
,,Abitur" oder äquivalente H ochschulzui;ancsberechti(lunc 
4. ANGABEN ZUM IN HALT UND ZU DEN ERZIELTEN 
ERGEBNISSEN 
4.1 Studienform 
Vollzeitstudium 
4.2 Anforderungen des Studiengangs/Qualiflkationsprofll des 
Absolventen/der Absolventin 
Gei;enstand dieses Bachelor-Studiencangs sind alle Bereiche der 
Finanz- und Wirtschaftsmathematik. Alle Studierenden müssen 
crundlecende f'flichtveranstaltuncen in der Mathematik, der 
BetriebswirtHhafts lehre, der Volkswirtschaftslehre, der Informatik, 
der Wirtschaft.sinformatik sowie im Bürgerlichen Recht absolvieren. 
Darüber hinaus muss eine Abschlussarbeit an3efertigt werden. 
Die Absolvent(inn)en 
• sind in der Lage, eine Berufstätigkeit in einem Bereich 
auszuüben, in dem es um die kompetente Anwendung 
mathematischer Methoden in einem wirtschafts-
wissenschaftlichen Umfeld geht; 
• bes itzen umfassende mathematische und 
wir15chafuwissenschaftli ehe Grundkenntnisse; 
• bes itzen weiterflihrende Kenntn isse in den Bereichen 
Mathematische Stochastik, IV1athematische Optimieruni;, 
und gewählten wirtschaftswissemchaftlichen 
Fachrichtungen, die es ihnen erlauben bis zu einer 
gewissen Komplexität wirtschaft liche Probleme adäquat zu 
modelli eren, quantitativ zu bearbeiten und zu lösen; 
• kennen grundlegende fi nanzmathematische und 
finanzwi ssenschaftliche Frai;este ll uni;en und Techniken, 
können damit die Preisbestimmung von Finanzderivaten 
durchführen und Aufi;aben des Risikomanai;ements 
wahrnehmen; 
• sind mit computerorientierten Methoden der 
anßewandten Mathematik vertraut und können in der 
beruflichen Prax is auftretende Probleme computergestützt 
lösen; 
• können analytisch denken, komplexe zusammenhänge 
erkennen, vorhandene Problemlösungen einschätzen und 
kritisch hinterfragen sowie eigene Lösungsvorschläge 
entwickeln; 
• sind in der Lai:;e, ihre Ergebnisse ani;emessen 
darzustellen und zu vermitteln; 
• können erfolereich in einer Gruppe arbeiten und effizient 
mit verschiedenen Zielgruppen kommunizieren. 
3. LEVEL OF THE QUALIFICATJON 
3.1 Level 
Undergraduate, by research with thesis 
3.2 Official Length cf Programme 
3 Y'"" (11l<> ECTS crcd its) 
].3Access Requirements 
"Abitur" (German entrance qualification for university education) or 
equivalent 
4. CONTENTS AND RESULTS 
4.1 Mode of Study 
Full -time 
4.2 Programme Requiremcnts/Qualiflcation Profile ofthe Graduate 
Subject of this course of study are all the aspects of mathemtics in 
fi nance, economics and industry. All students are required to attend 
fundamental classes of mathematics, especially applied mathematics, 
business administration, economics, computer science, Information 
management and civi 1 law. 1 n addition, their studies will be concluded 
with a thesis. 
The Gr;iduates 
• are capable oftaking up occupations demanding the 
competent applicati on of mathematical methodoloE't' in the 
fi elds of business and economics: 
• have a thorough knowledge ofthe basics in mathematics, 
economics and industry; 
h•ve advanced knowledge in the fie lds of mathem;itical 
statistics and probabilitytheory, mathematical optimization 
and selected fle lds of economics and business 
administration; they are able to assess and solve economical 
problems with a certain derrree of complexity; 
• possess basic techniques and methods in the area of 
mathematical flnance, with which they are able to price 
fi nancial derivatives and account for risk management: 
are f.lmiliar with computer orientated methods of applied 
mathematics and are able to implement such methods in 
solving occupational prob lems; 
• are capable of anal~1ical thinking, identifying complex 
connectiom, as"Sessing existini; solutions to problems and 
developing new solutions of their own 
• ;ire c;ipable of adequately presenting their results 
• may successfully work in teams and effic iently communicate 
with different taq~et groups 
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4.3 Einzelheiten zum Studiengang 
Einze lheiten zu den belegten Kursen und erzielten Noten sowie den 
Gegenständen der mündlichen und schriftlichen Prüfungen sind im 
„Prüfungszeugnis" enthalten. Siehe auch Thema und Bewertung der 
Bachelorarbeit. 
4-4 Notensystem und Hinweise zur Vergabe von Noten 
l,o bis l,S = „sehr gut" 
1,6 bis 2,5 = „gut" 
2,6 bis 3.S = „befi' iedi13end" 
3,6 bis 4,0 = „ausreichend" 
Schlechter als 4.0 = „nicht bestanden" 
i,o ist die beste Note. Zum Bestehen der Prüfung ist mindestens die 
Note 4,0 erforderlich. 
Ist die Gesamtnote i,o-q , wird das Prädikat „mit Auszeichnung" 
ver13eben. 
Die Gesamtnote er13ibt sich aus den nach Leistunespunkten 
gewichteten Einzelnoten. 
4.5 Gesamtnote 
sehr i;ut (1,5) 
S. ANGABEN ZUM STATUS DER QUALIFIKATION 
s.1 Zugang zu weiterführenden Studien 
Dieser Abschluss berechtigt zur Aufnahme eines Master-
Stud iengan~. Eventuelle Zulassungsreßelun13en dieser 
Studiengänge bleiben hiervon unberührt 
S.2 Bcrufli eher Status 
Entfä ll t 
6. WEITERE ANGABEN 
6.1 Weitere Angaben 
Entfä ll t 
6.2 Informationsquellen für ergänzende Angaben 
WYM .tu-braunschweig .de 
·wvrw .tu-braunschweig.de/fk1 
7. ZERTIFIZIERUNG 
Dieses Diploma Supplement nimmt Bezug auf folgende Original-
Dokumente: 
Urkunde über die Verle ihung des Grades vom J(l(J(l( 
Prüfungszeui;nis vom xxxx 
Transkript vom uxx 
Datum der Zertifizierung 1 Certification Date: 
Offizie ller Stempel/Siegel 
Official StampjSeal 
4-3 Programme Details 
See (ECTS) Transcript for list of courses and grades; and 
"Prüfuni;szeugnis" (Fin•I Examination Certificate) for subjects 
assessed in final examinations (•mitten and oral); and topic ofthesis, 
including i;radini;. 
.oJ.4 Grading System 
General gradi ng scheme: 
l,O to l ,S" "exce ll ent" 
1,6 to 2,5 = "i;ood" 
2,6 to 3,5 = "satisractory" 
3,6 to 4,0 = "sufficient" 
l,O is the hi ghest grade, the minimum passi ng grade i s 4,0. 
In case the overall grade is 1,0-1,3 the degree is i;ranted "with 
honors". 
4.5 OVerall Result(ln original language) 
sehr i;ut (exce ll ent) (1,5) 
S. FUNCTION OF THE QUAUFICATION 
s.1 Access to Further Study 
Access to ßraduate programmes in accordance with further 
admission re3ulations. 
.S.2 Professional St~us 
Not appl icable 
6. ADDITIONAL IN FORMATION 
6.1 Additional Information 
Not appl icable 
6.2 Further Information Sources 
v.ww.tu-braunschwei3.de 
v.v.v1.tu-braunschweiß.de/ 
7. CERTIFICATION 
This Diploma Supplement refers to the fo llowi nr; orir;inal 
documents: 
Bachelor De[!ree Certificate dated XJ(XJ( 
Certifi cate dated xxxx 
Transcr ipt of Records dated XJ(XJ( 
Vors itzender des Prüfunr;sausschusse;; 1 
Chairman faami nation Committee 
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i. INFORMATIONEN ZUM HOCHSCHULSYSTEM IN 
DEUTSCHLAND' 
Die Informationen über das nationale Hochschulsystem auf den 
foleenden Seiten geben Auskunft über den Grad der Qualifikation 
und den Typ der 1 nstitution, die sie vergeben hat. 
1.1 Die unterschiedlichen Hochschulen und ihr institutioneller 
Status 
Die Hochschulausbildunr; wird in Deutschland von drei Arten von 
Hochschulen angeboten.' 
• UniVeJ'sit.!iten, einschließlich verschiedener spezialisierter 
Institutionen, bieten das gesamte Spektrum akademischer 
Disziplinen an. Traditionell liegt der Schwerpunkt an 
deutschen Universitäten besonders auf der 
Grundlagenforschung, so dass das fortgeschrittene 
Studium vor allem theoretisch ausgerichtet und 
forschuni:;sorientiert ist. 
• 
• 
F.uhhodm:hu!e11 konzentrieren ihre Studienangebote auf 
ingenieur-v1issensch;;ftliche und technische Fächer, 
wirtschaftswissenschaflli ehe Fächer, Sozialarbeit und 
Desi i:;n. Der Auftr<ie von aneewandter Forschune und 
Entwicklung impliziert einen klaren praxisorienti erten 
Ansatz und eine berufsbezogene Ausrichtun3 des 
Studiums, was häufig inteerierte und begleitete Praktika in 
Industrie, Unternehmen oder anderen einschlägieen 
Einrichtungen einschließt. 
Kunst- und M11Sikhochsdwlen bieten Studiengänge für 
künstlerische Täti;:;keiten an, in Bildender Kunst, Schauspiel 
und Musik, in den Bereichen Regie, Produktion und 
Drehbuch für Theater, Fi lm und andere Medien sowie in 
den Bereichen Desii;n, Architektur, Medien und 
Kommunikation. 
i. INFORMATION ON THE GERMAN HIGHER EDUCATION 
SYSTEM' 
The information on the national hieher education system on the 
following pages provides a context for the qualification and the type 
ofhigher education that awarded it. 
:u Types of lnstitutions ;ind lnstitutlon;il Status 
H igher education (HE) studies in Germany are offered at three types. 
ofHigher Education lnstitutiom (HEi).' 
• UnA-ersititeJ1 (Universities) includini:; various specialized 
institutions, offer the whole rani;e of academi c disciplines. 
In the German tradition, universities focus in particular on 
basic research so that advanced stages of study have 
mainly theoretical orientation and research -oriented 
components. 
• F;uhhochschuien (Univmiti es of Applied Sei ences) 
concentrate their study prn;:;rammes in engineering and 
other technical disciplines, business-related studies, social 
werk, and des ign areas. The common mission of app lied 
research and development impli es a distinct application-
oriented focus and professional character of studies, which 
include integrated and supervised work assignments in 
industry, enterprises or other relevant institutions. 
• Kunst- und Musikhod1sdwlen (Universities of Art/Music) 
offer studies for artistic careers in flne arts, performing arts 
and music; in such flelds as directing, production, writing 
in theatre, film, and other media; andin a variety of desi;:;n 
areas, architecture, media and communication. 
Higher Education lnstitutiom are either state or state-recognized 
imtitutions. In their operations, includinß the organization of 
studies and the desi gnation and award of degrees, they are both 
He>chschulen sind entweder staatliche oder staatlich anerkannte subjectto hi;:;her education le;:;islation. 
Institutionen. Sowohl in ihrem Handeln einschließlich der Planung 
von Studiengängen als auch in der Festsetzung und Zuerkennune 
von Studienabschlüssen unterliegen sie der Hochschulgesetzeebun3. 
i.2 Studiengänge und Abschlüsse 
In allen drei Hochschultypen wurden die Studiengänge traditionell 
als integrierte "lange" (e instufige) Studiengani;e aneeboten, die 
entweder zum Diplom oder zum l'v1agister Artium führen oder mit 
einer Staatsprüfuni; abschließen. 
Im Rahmen des Boloi:;na -Prozesses wird das einstufli:;e 
Studiensystem sulaessive durch ein zweistufiges ersetzt. Seit i998 
besteht die Mör;lichkeit, parallel zu oder anstelle von traditionellen 
Studiengängen gestufte Studiengänge (Bachelor und Master) 
anzubieten. Dies soll den Studierenden mehr Wahlmöglichkeiten 
und Flexibilität beim Planen und Verfo lgen ihrer Lernziele bieten 
sowie Studiengän;:;e international kompatibler machen. 
Die .Abschlüsse des deutschen Hochschulsystems einschließlich ihrer 
Zuordnune zu den Qualifik ationsstufen sov1ie die damit 
einhergehenden Qualiflkationsziele und Kompetenzen der 
Absolventen sind im Qualifikationsrahmen für deutsche 
Hochschulabschlüsse1 beschrieben. 
1.2 Types of Programmes and Degrees Awarded 
Studies in all three types of institutions have traditionally been 
offered in integrated "long" (one-tier) proerammes leading to 
Dipiom- or Magister Artium degrees or completed by a 
Staatspl't:•f!Jnc(State Examination). 
Within the framework of the Bologna-Process one-tier study 
programmes are successively being replaced by a two-tier study 
system. Since i998., a schen·e of flrst - and second-leve l degree 
programmes (Bachelor and Master) was introduced to be offered 
parallel to or instead of integrated "long" programmes. These 
programmes are des igned to provide enlarged variety and flexibility 
to students in plannin3 and pursuing educational objectives, the~· 
also enhance international compatibility of studies. 
For details cf. Sec. LP, i„p. and 1.4.3 respectively. Table l provides 
a synoptic summary. 
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i.3 Anerkennung/Akkreditierung von Studiengängen und 
Abschlüssen 
Um die Qua li tät und die Veri;leichbarkeit von Qualifikationen sicher 
zu stellen, müssen sich sowohl die Oq~anisation und Struktur von 
Studiengängen als auch die erundsätilichen Anforderungen an 
Studienabschlüsse an den Prinzipien und Regelungen der 
Ständigen Konferenz der Kultusminister de r Länder (KMK) 
orientieren.' Seit 1999 existiert ein bundesv;eites 
Akkreditierungssystem für Studiengänge unter der Aufsicht des 
Akkreditierungsrates, nach dem alle neu eini;eführten Studi eneänee 
akkreditiert werden. Akkreditierte Studiengänee sind berechtigt, das 
Qualitätssieeel des Akkreditierunesrates zu führen. ; 
i.3 Approval/Accrcditation of Programmes and Degrees 
To ensure quality and comparability of qua lifications, the oreanization 
of studi es and eeneral degree requirements have to conform to 
principles and re3ulations establi shed by the Standing Conference of 
the Ministers of Educat ion and Cultural Affairs of the Linder in the 
Federal Republic of Germany (Kl\·IK) .i In 1999. a system of 
accreditation for programmes of study has become operational under 
the control of an Accreditati on Council at national level. All new 
proerammes have to be accred ited under this scheme; after a 
successful accreditation they receive the quality-label of the 
Accreditation Council.' 
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1.4 Organisation und Struktur der Studiengänge 
Die folgenden Studiengänge können von allen drei Hochschultypen 
•rngeboten werden. Bachelor- und Masterstudiengäni;e können 
nacheinander, an unterschiedli chen Hochschulen, an 
unterschiedlichen Hochschultypen und mit Phasen der 
Erwerbstätigkeit zwischen der ersten und der zweiten 
Qualifikationsstufe studiert werden. Bei der Planung werden Module 
und das Europäische System zur Akkumulation und Transfer von 
Kreditpunkten (ECTS) verwendet, wobei einem Semester 30 
Kreditpunkte entsprechen. 
14.1 Bachei or 
In Bachelorstudienßänr;en werden wissenschaftliche Grundlagen, 
Methodenkompetenz und berufsfeldbezoaene Qualifikationen 
vermittelt. Der Bachelorabschluss wird nach 3 bis 4Jahren veq~eben . 
Zum Bachelorstudiengan3 aehört eine schriftliche Absch lussarbeit. 
Studienr;änge, die mit dem Bachelor abgeschlossen werden, müssen 
3emäß dem Gesetz zur Errichtung einer Stiftung zur Akkreditierung 
von Studiengängen in Deutschland akkreditiert werden.6 
Studiengänge der ersten Qualifikationsstufe (Bachelor) sch li eßen mit 
den Graden Bachelor of Arts (B. A.), Bachelor of Science (B. Sc.), 
Bachelor of Engineer ing (B. Eng.), Bachelor cf Laws (LL. B.), Bachelor 
of Fine Arts (B. F. A), Bachelor of Music (B.Mus.) oder Bachelor of 
Education (B. Ed.) ab. 
14.2 Master 
Der il/1aster ist der zv:eite Studienabschluss nach weiteren i bis 2 
Jahren. Masterstudiengänge können nach den Profiltypen 
„anwendungsorientiert" und „forschungsorient iert" differenziert 
werden. Die Hochschulen legen das Profil fest. 
Zum Masterstudiengang gehört eine schriftli ehe Abschlussarbeit. 
Studiengänge, die mit dem Master abgeschlossen werden, müssen 
gemäß dem Gesetz zur Errichtung einer Stiftung zur Akkreditierung 
von Studiengängen in Deutschland akkreditiert werden.' 
Studiengänge der zweiten Qualifi kationsstufe (Master) schließen mit 
den Graden Master of Arts (M. A.), Master ofScience (M. Sc.), Master 
of Engineering (M. Eng.), Master of Laws (LU•t), Master cf Fine Arts 
(J\·t F. A.), Master of Music (M.Mus.) oder Master of Educati on (M. 
Ed.) ab. Weiterbildende 1\-'iasterstudiengänge können andere 
Bezeichnungen erhalten (z. B. r..'1BA). 
14.3 Integrierte ,.lange" einstufige Studiengänge: 
Diplom, Magister Artium, Staatsprüfung 
Ein integrierter Stud iengang ist entweder mono-disziplinär (Diplom-
abschlüsse und die meisten Staatsprüfungen) oder besteht aus einer 
Kombination von entweder zwei Hauptfächern oder einem Haupt-
und zwei Nebenfächern (Magister Artium). Das Vorstudium (1,5 bis 2 
Jahre) dient der breiten Orientierung und dem Grundlagenerwerb im 
jev:eiligen Fach. Eine Zwischenprüfung (bzw. Vordiplom) ist 
Voraussetzung für die Zulassung zum Hauptstudium, d.h . zum 
fortgeschrittenen Studium und der Spezialisierung. Voraussetzung 
für den Abschluss sind die Vorlage einer schriftlichen Abschlussarbeit 
(Dauer bis zu 6 Monaten) und umfangreiche schriftliche und 
14 Organization and Struc:ture ofStudies 
The followini:: programmes apply to all three types of institutions. 
Bachelor's and Master's study courses may be studied consecutively, 
at various higher education institutions, at different types of hi gher 
education institutions and with phases cf professional work between 
the first and the second qua lification. The organization of the study 
provammes makes use of modular components and of the 
European Credit Transfer and Accumulation System (ECTS) with 30 
credits correspondini:: to one semester. 
14.1 Bachelor 
Bachelor deeree study programmes lay the academic foundations, 
provide methodological skills and lead to qua lifications related to the 
professional field. The Bachelor deeree is awarded after 3 to.;; years. 
The Bachelor degree programme indudes a thesis requirement. 
Study courses leadin::: to the Bachelor de:::ree must be accredited 
according to the Law establishing a Foundation for the Accreditation 
ofStudy Programmes in Germany.; 
First dei;ree programmes (Bachelor) lead to Bachelor of Arts (B.A.), 
Bachelor of Science (B.Sc.), Bachelor of Engineering (B.!:n(l.), 
Bachelor of Laws (LL. B.), Bachelor of Fine Arts (B.F.A.) or Bachelor of 
Music (B.Mus.). 
14.2 Master 
Master is the second degree after another l to 2 years. Master study 
programmes must be differenti ated by the profile types "more 
practice -oriented" and "more research·oriented". Higher Education 
1 nstitutions defi ne the proflle of each Master study proi;ramme. 
The Master degree study programme i ncludes a thesis requirement. 
Study programmes leading to the Master degree must be accredited 
according to the Law establishini; a Foundation for the Accred itation 
of Study Programmes in Germany .• 
Second dei;ree proerammes (Master) lead to Master of Arts (M.A), 
Master cf Science (r<1.Sc.), Master ofEnßineerinß (M.Eng.), Master of 
Laws (L.L.M), Master cf Fine Arts (M. F.A.) or Master of Music 
(M.Mus.). Master study programmes, which are desii;ned for 
continuing education or which do not bui ld on the preceding 
Bachelor study programmes in terms of their content, may carry 
other designations (e.g. iVIBA). 
143 lntegrated "Long" Programmes(One·Tier): 
Diplom dcgrecs, MagisterArtium, Staatsprülüng 
An integrated study programme is either mono-disciplinary (Diplom 
degrees, most programmes completed by a St.utspriiT!i!1[!) or 
comprises a combination of either two major or one major and two 
minor fie lds (Milcister Artium). The first stai;e (i.s to 2 years) focuses 
on broad orientations and foundations cf the fiel~s) of study. An 
lntermediate Examination (Diplom-Votpriifot1[! for Diplom de(lrees; 
Zwischenpriifi.JtlfJ or credit requ irements for the Mil!J!'ster A1ti1.1m) is 
prerequisite to enter the second stage of advanced studies and 
specializations. Degree requirements indude submission of a thesis 
(up to 6 months duration) and comprehensive final written and oral 
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mündliche Abschlussprüfungen. Ähnliche Regelungen gelten für die 
Staatsprüfung. Die erworbene Qualifikation entspricht dem Master. 
• Die Regelstudienzeit an Universit;iten beträgt bei 
integrierten Studiengängen 4 bis sJahre (Diplom, Magister 
Artium) oder 3 bis 6,5 Jahre (StaatsprüfuneJ. Mit dem 
Diplom werden ingenieur ·, natur- und 
wirtschaftswissenschaftli ehe Studiengänge abgeschlossen, 
In den Geisteswissenschaften ist der entsprechende 
Abschluss in der Regel der r11;ieister Artium (M. A.). In den 
Sozialwissenschaften var iiert die Praxis je nach Tradition der 
jeweiligen Hochschule. Juristische, medizinische und 
pharmazeutische Studiengänge schließen mit der 
Staatsprüfung ab. Dies gilt in einigen Ländern auch für 
Lehramtsstudiengänge. 
Die dre i Qualifikationen (Diplom, Magister Artium und 
Staatsprüfung) sind akademisch 3leichwertig. Sie bilden die 
formale Voraussetzung zur Promotion. Weitere 
Zulassungsvoraussetzungen können von der Hochschule 
festgelegt werden, s. Abschnitt 8.5. 
Die Regelstudienzeit an FJchhochschu!e.11 (FH) beträgt bei 
integr ierten Studiengängen 4 Jahre und schließt mit dem 
Diplom (FH) ab. Fachhochschulen haben kein 
Promotionsrecht: qu•lifizierte Absolventen können sich für 
die Zulassung zur Promotion an promotionsberechtigten 
Hochschulen bewerben, s. Abschnitt8.5. 
• Das Studium an Kw1st· und Musikhochsclw!en ist in seiner 
Organisation und Struktur abhängig vom jeweilisen 
Fachgebiet und der individuellen Zielsetzung. Neben dem 
Diplom- bzw. Magisterabschluss gibt es bei intecrierten 
Studiengängen Zertifikate und zertifizierte 
Absch lussprüfungen für spezielle Bereiche und berufliche 
Zwecke. 
1.5 Promotion 
Universitäten sowie ::;leichgestellte Hochschulen und einige Kunst-
und Musikhochschulen sind promotionsberechtigt. Formale 
Voraussetzung für die Zulassung zur Promotion ist ein qualifizierter 
1\·1asterabschluss (Fachhochschulen und Universitäten), ein 
Magisterabschluss, ein Diplom, eine Staatsprüfun::; oder ein 
äquiva lenter ausländischer Abschluss. Besonders qua lifizierte Inhaber 
eines Bachelori;rades oder eines Diplom (FH) können ohne einen 
we iteren Studienabschluss im Wege eines 
Eignungsfeststellungsverfahrens zur Promotion ZU(lelassen ·werden. 
Die Univers itäten bzw. promotionsberechtißi:en Hochschulen regeln 
sowohl die Zulassune zur Promotion als auch die Art der 
Eignungsprüfung. Voraussetzung flir die Zulassung ist außerden1, 
dass das Promotionspro_iekt von einem Hochschullehrer als Betreuer 
angenommen wird. 
1.6 Benotungsskala 
Die deutsche Benotungsskala umfasst üblicherweise s Grade (mit 
zahlenmäßii;en Entsprechungen: es können auch Zwischennoten 
vergeben v:erden): "Sehr ::;ut" (1), "Gut" (2) , "Befriedigend" (}), 
"Ausreichend" (.;), "Nicht ausreichend" (5). Zum Bestehen ist 
mindestens die Note "Ausreichend"(.;) notwendig. 
exami nations. Si mil ar regulations apply to studies leading to a 
St:J,itspriifung The level of qua lification is equivalent to the Master 
level. 
lntegrated studies at Universititen (U) last 4 to s years 
(Diplom degree, M.~gister Anium) or 3 to 6.s years 
(SfJJfspriifune,). The Diplom degree is awarded in 
en::;ineeri n::; d isciplines, the natural sciences as weil as 
economics and business. In the humanities, the 
correspondin::; degree is usually the MJgister Artiwn 
(M.A). In the social sciences, the practice varies as a matter 
of institutional traditions. Studies preparini; for the legal, 
medical, pharmaceutical and teaching professi ons are 
completed by a Stutspriifung. 
The three qualifications (D!piom, .M.lß.t'sle1· Attium and 
St.l:Jtspriifi1nf}) are academica lly equivalent They qualify to 
app ly for admission to doctoral studies. Further 
prerequi sites for admission may be defined by the H igher 
Educati on 1 nstitution, cf. Sec. 8.5. 
1 nte::;rated studies at Fachhochschulen (FHJUnivers iti es of 
Applied Sciences (UAS) last 4 years and lead to a Diplom 
(FH}degree. While the FH/UAS are non -doctorate (lranting 
institutions, qualified graduates ma~· apply for admiss ion 
to doctora l studies at doctorate-(lranting institutions, cf. 
sec. 8.s. 
Studies at Kwst- .ltJd Musikhochschulen (Universiti es of 
Art/Music etc.) are more diverse in their or:::anizati on, 
dependins on the field and individual objectives, In 
addition to Dipiom/H,igisterdegrees, the integrated study 
pro3ramme awards indude Certificates and certified 
exami nations for speci alized areas and professi onal 
purposes. 
1.5 Dodorate 
Universities as we il as special ized i nstitutions of university standing 
and some Universities of ArtfMusic are doctorate·grantin~ 
institutions. Formal prerequisite for admission to doctora l work is a 
qualified Master (UAS and U), a M.lg.1ster degree, a Diplom, a 
St.latspriifunc. or a foreign equivalent. Particularly qua lified holders 
of a Bachelor or a Diplom (FH) degree may also be admitted to 
doctora l studies without acqu isition of a further degree by means of 
a procedure to determine their aptitude. The universities respectively 
the doctorate-grantini; institutions regulate entry to a doctorate as 
weil as the structure of the procedure to determine aptitude. 
Admission further requires the acceptance of the Dissertation 
research project by a professor as a supervisor. 
i.6 Grading Scheme 
The ::;rading scheme in Germany usually comprises five levels (with 
numerical equivalents: intermediate grades may be given): "Sehr 
Gut' (1) = Very Good; "Gu t' (2) = Good: "8efiiedigend' (3) = 
Satisfactory: "Atmeichend' (.;) = Sufficient; "Nicht .l!JSteichend' (s) = 
Non -Sufficient/Fail. 
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Die Bezeichnung für die Noten kann in Einzelf.i llen und für den 
Doktorgrad abweichen. Außerdem verwenden Hochschulen zum Teil 
eine ECTS-Benotungsskala. 
1.7 Hochschulzugang 
Die All gemeine Hochschulreife (Abitur) nach 12 bis l} Schuljahren 
ermöglicht den Zu::ian::i zu allen Studiengängen. Die Fachgebundene 
Hochschulre ife ermöglicht den Zugang zu bestimmten Fächern. Das 
Studium an Fachhochschulen ist auch mit der Fachhochschulre ife 
möglich, die in der Regel nach 12 Schulj ahren erworben wird. Der 
Zugang zu Kunst- und Musikhochschulen kann auf der Grundlage 
von anderen bzv,o. zusätz lichen Vorau;setzungen zum Nachweis einer 
besonderen Eignung erfolgen. 
Die Hochschulen können in bestimmten Fällen zusätzliche 
spezifische Zu lassungsverfahren durchführen. 
1.3 Informationsquellen in der Bundesrepublik 
Kultusministerkonferenz (KMK) (Ständige Konferenz der 
Kultusminister der Uinder in der Bundesrepublik 
Deutschland): Lennestr. 6, D-5µ13 Bonn: Fax: 
+49(0)22Sj501-229; TeL: +49(0)228/501-0 
• Zentra lstelle für aus ländisches Bildungswesen (ZaB) als 
deutsche NARIC; http:,l/www.kmk.ora: E-Mail: 
zab@kmk.org 
• "Dokumentations- und Bildungs informationsdienst" als 
deutscher Partner im EURYD ICE·Netz, für Informationen 
zum Bildungsv1esen in Deutschland 
• 
• 
(http:fivrv:v; .kmk.orgldokumentation/zusammenar·beit-auf-
europaeischer-ebene-im-eurydice-informationsnetz,html; 
E·Mail: ewydice@kmk.org) 
Hochschulrektorenkonferenz (HRK); Ahrstr. 39, D-s3175 
Bonn; Fax: +49(0)228/887-110: Tel.: +49(0)228{887·0: 
http://www.hrk .de; E-1\.iai 1: post@hrk.de 
"Hochschulkompass" der Hochschulrektorenkonferenz, 
enthält umfassende 1 nformationen zu Hochschulen, 
Studiengängen etc. (http://www.hochschu lkompass.de) 
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The minimum passini; grade is "Ausreicherl(f' (4). Verbal 
designations of grades may vary in some cases and for doctoral 
dei;rees. In addition i nstitutions may alrea~· use the ECTS gradinß 
scheme, which operates with the levels A (best 10 %), B (next 25 %), 
C (next 30 %), D (next 25 %), and E (next 10 %). 
L7 Access to Higher Education 
The General H igher Education Entr;ince Qualiflc;ition (Ailgeme1i1e 
Hochschulreife, Abitw) after 12 to 13 years of schoo ling allows for 
admission to all higher educational studies. Specialized variants 
(F.1cf1gebw1de11de Hochscfw!reife) all crv1 for admiscsion to particular 
disciplines. Access to F.1chhochsdwle11 (UAS) is also possible with a 
Fachhochsdw/reife, which can usually be acquired after u years of 
schooling. Admission to Universities ofArt/Music may be b:i;;ed on 
other or require additional evidence demonstrating individual 
aptitude. 
Higher Education lnstitutions may in certain cases apply additional 
admission procedures. 
1.8 National Sources oflnformation 
• K1.1!tusmi11isterko11fere11z {KMK} !Standing Conference of 
the Ministers ofEducation and Cultural Affilirs ofthe 
Under in the Federal Republic of Germanyf; Lennestrasse 
6, D-5}113 Bonn; Phone: +49[oj22&/so1-o; Fax: 
+49!0}228/501-229; 
• Central Office for l'ore ii;n Education (ZaB) as German 
NARIC; www.kmk.org; E· Mai l: zab@kmk„org 
• "Documentation and Educational 1 nformation Service" as 
Germ an EURYDI CE· Unit, providing the nationa l d ossier 
on the education system 
wvN1.kmk.org/doku/bildungswesen .htm; E-Mail: 
eurydice@kmk.org 
• 
• 
Hochsch11lrektore11ko11ferenz {HRK) [German Rectors' 
Conferencej; Ahrstrasse 39, D-53175 Bonn; Phone: 
+49[0)228/887-0; Fax: +49!0]228/887·110; VNNl.hrk.de; E· 
Ma il : >ekr@lhrk.de 
"Higher Education Compass" ofthe German Rectors' 
Conference features comprehensive information on 
institutions, programmes ofstudy, etc.: wvrw.h igher · 
education -compass.de 
T~ nbrrr.l:on ro,er-soi'l' r.~~d rec:'l' reeifJn':~o p!.lr?O~Of P'IC· D porrl SJ;>?elT'en: . .t. · 
n":>r1r.r. 0!1 .il SOf l } .J't ~ O.V.L 
_. Be r.rl~~elT en Jre no-: .::on-:a<le r6:l .u 1-1 !f'lerE d...1a~ ori In:;: :J -;..OIY. , -:rie:'f On··, oex':l. .n ~rreoi 
~~ Uncie-r. T ~ofieredJa~ on.J ;troe r.1.rr!Te. !1< .Y..ecoo;:ie·rr. on 'N':.1 ?r~, r. e oCOIT'.?Jn~ . 
S:Jden-s ro:e ·tt:.a b rrr..a de-irtt .and ca rrro.n an i??<cn : .:c~i ?l• ne corrplrTt - Sorre 
[!..c r.1 '1--Jode-T~n ofloe- r ß..x'le"o r coJ rr...e-o:;w„c i .i~ r«Oj!n:ie-d .il~ln x: :;id:--:rr c '*'free f :'l~ .:;i re 
Jc:cred:ed:i'l'l Go:-!'l'!"'.an :m:rd -::;;: 0'1 .Jee-nc: •1-
~ Ge rn-...11"\ Q.u .!.c.T. o-n Furre·...ou fo r Hp,""ll: r (d.Ja:."011 De?,:l!CS (~o .r. .:an of ':"le ~~J:'ld "i:'. 
Confer~ceoi1--X M n"i-:c n; oftdJa :,011 ~nd C .J0: Jr.il · J.ff;; ts of: "v. Unde r :n -::ie ~r.;," RepJ:;.".:. 
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6 See no:e N\:I. ) -
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Anlage4 
Einverständniserklärung 
zur Prüfung meiner Arbeit mit einer Plagiatserkennungssoftware* 
An der TU Braunschweig können Studien- und Prüfungsleistungen auf Plagiate 
überprüft werden. 
Mit meiner Unterschrift erkläre ich 
(Vorname, Name in Druckschrift, Matrikelnummer) 
mich damit einverstanden, dass die von mir im Rahmen der Erbringung von Studien-
und Prüfungsleistungen zu fertigenden Arbeiten nach der Abgabe einer automati-
schen Plagiatsüberprüfung unterzogen werden können. 
Die Überprüfung der Arbeiten erfolgt ausschließlich in anonymisierter Form, d. h. 
meine persönlichen Daten (Vorname, Name, studentische E-Mail) werden nicht ver-
wendet. 
Meine Arbeiten werden - sofern nicht eine gesonderte ausdrückliche Einwilligung er-
teilt wird - zur Plagiatsüberprüfung nicht dauerhaft gespeichert. Wird eine solche 
Einwilligung zur dauerhaften Speicherung nicht ausdrücklich erteilt, werden mit dem 
bestandskräftigen Abschluss des jeweiligen Prüfungsverfahrens der Prüfbericht so-
wie sonstige Dateien gelöscht. 
Sonstige Aufbewahrungspflichten seitens der Universität bleiben unberührt. 
Mir ist bekannt, dass eine Nutzung von fremden, nicht kenntlich gemachten Quellen 
einen Täuschungsversuch darstellt. 
Datum Unterschrift des Studierenden 
Freiwillige Erweiterung: 
Ich bin damit einverstanden, dass meine Arbeiten innerhalb von zehn Jahren nach 
Ende meines Studiums als Vergleichsmaßstab für Plagiatskontrollen anderer Arbei-
ten genutzt werden können. 
Mit einer Verweigerung der Unterschrift gehen keine Nachteile im Studium einher. 
Datum Unterschrift des Studierenden 
*Es sollen Erkennungsverfahren bevorzugt werden, bei denen eine Speicherung der Unterlagen auf die Techni-
sche Universität Braunschweig beschränkt ist. 
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Anlage 5 
Durchführung von Antwort-Wahl-Verfahren (umgangssprachlich: .Multiple Choice") 
Die Aufstellung der Prüfungsaufgaben erfolgt stets durch zwei Prüfer. Bei der Aufstellung der Prü-
fungsaufgaben ist festzulegen, welche Antworten als zutreffend anerkannt werden. Alle Lösungen 
müssen vorausgesehen und die Aufgaben so formuliert werden, dass sie verständlich, widerspruchs-
frei und eindeutig sind. Wenn nur eine Lösung richtig sein soll, darf nicht auch eine andere vorge-
schlagene Lösung vertretbar sein. 
Die Prüfungsaufgaben sind nach der Prüfung, aber vor der Feststellung des Prüfungsergebnisses 
nochmals darauf zu überprüfen, ob sie fehlerfrei waren. Dabei ist insbesondere auf Auffälligkeiten im 
Antwortverhalten zu achten. Beispielsweise könnte eine von guten Prüflingen besonders häufig als 
falsch gewertete Antwort auf Fehler der Aufgabenstellung hinweisen. Ergibt diese Überprüfung, dass 
einzelne Prüfungsaufgaben fehlerhaft sind, sind diese bei der Feststellung des Prüfungsergebnisses 
nicht zu berücksichtigen. Die im Voraus festgelegte Zahl der Aufgaben mindert sich entsprechend. Bei 
der Bewertung ist dann von der verminderten Zahl der Prüfungsaufgaben auszugehen. Die Verminde-
rung der Zahl der Prüfungsaufgaben darf sich nicht zum Nachteil eines Prüflings auswirken. 
Die Antwort-Wahl-Prüfung ist bestanden, wenn der Prüfling beispielsweise 60, mindestens aber 50 
Prozent der gestellten Prüfungsfragen zutreffend beantwortet hat oder wenn die Zahl der vom Prüfling 
zutreffend beantworteten Fragen um nicht mehr als 22 Prozent die durchschnittlichen Leistungen der 
Prüflinge unterschreitet, die erstmals an dieser Prüfung teilgenommen haben. Wenn weniger als 30% 
der Prüfungsteilnehmer Erstprüflinge sind, wird die Referenzgruppe zur Bildung der relativen 
Bestehensgrenze auf alle Prüfungsteilnehmer ausgeweitet. 
Ist vor der Bewertung die Anzahl der Prüfungsaufgaben reduziert worden, jedoch für einen Prüfling die 
richtige Antwort gern. Absatz 1 dennoch zu werten, so ist die eliminierte Prüfungsfrage auch bei der 
Bildung seiner relativen Bestehensgrenze zu berücksichtigen. Ist eine eliminierte Prüfungsfrage falsch 
beantwortet worden, so geht diese weder in die Bewertung noch in die Bildung der relativen 
Bestehensgrenze ein. 
Die Leistungen sind wie folgt zu bewerten: 
Hat der Prüfling die für das Bestehen der Prüfung erforderliche Mindestzahl zutreffend beantworteter 
Prüfungsaufgaben erreicht, so lautet die Note 
"sehr gut", wenn er mindestens 75 Prozent, 
"gut", wenn er mindestens 50, aber weniger als 75 Prozent, 
"befriedigend", wenn er mindestens 25, aber weniger als 50 Prozent, 
"ausreichend", wenn er keine oder weniger als 25 Prozent 
der über die Bestehensgrenze hinaus gestellten Prüfungsaufgaben zutreffend beantwortet hat. 
Wenn abgestufte Noten (1,3; 1, 7 etc.) vergeben werden, sind die entsprechend zu erreichenden Pro-
zentzahlen zutreffend beantworteter Prüfungsaufgaben arithmetisch zu ermitteln. Hat der Prüfling die 
für das Bestehen der Prüfung erforderliche Mindestzahl zutreffend beantworteter Aufgaben nicht er-
reicht, lautet die Note .nicht ausreichend". 
Sofern Prüfungsaufgaben unterschiedlich gewichtet werden, werden die Bestehensgrenzen sowie die 
Notenverteilung anhand der erzielbaren Punkte und nicht nach der Anzahl der Aufgaben ermittelt. 
Wenn Antwort-Wahl-Fragen Prüfungsteile einer Klausur bilden, gelten die vorgenannten Anforderun-
gen entsprechend. 
Beispiele zur absoluten Bestehensgrenze von 60% und zur relativen Bestehensgrenze: 
Student X hat an einer Klausur teilgenommen, bei der im Schnitt 80% der Fragen zutreffend beantwor-
tet wurden. X erreichte nur 59%. Damit ist die absolute Bestehensgrenze nicht erreicht. Die relative 
Bestehensgrenze liegt bei 62,4 % (22% von 80 = 17,6). Auch diese hat er verfehlt. 
Studentin Y hat an einer Klausur teilgenommen, bei der im Schnitt 55% der Fragen zutreffend beant-
wortet wurden. Y erreichte nur 48%. Damit ist die absolute Bestehensgrenze nicht erreicht. Die relati-
ve Bestehensgrenze liegt bei 42,9 % (22% von 55 = 12, 1 ). Damit hat sie die relative Bestehensgrenze 
übersprungen und somit die Klausur bestanden. 
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